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Einleitung: Innerdeutsche Beziehungen und Entfremdung vor 1989

	 

	Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten gab es zwischen 1949 und 1989 immer. Woran lag es aber, dass sie extrem schwierig waren? Um die Frage zu beantworten, muss die Zeit vor 1949 beleuchtet werden: Schon die Gründung der beiden deutschen Staaten war nur begrenzt Sache der Deutschen selbst. Sie war eine Folge des vom NS-Staat entfesselten Vernichtungskriegs in Europa. Danach sollte Deutschland nicht mehr souverän über seine eigene Politik bestimmen können.

	 

	Nach der Kapitulation des „Dritten Reiches“ am 8. Mai 1945 wurde Deutschland deshalb in vier Zonen geteilt. Jede Besatzungsmacht, Amerikaner, Briten und Franzosen einerseits und die Sowjetunion andererseits realisierte auf dem von ihm besetzten Gebiet ihre politischen und wirtschaftlichen Vorstellungen. In den Westzonen entstand 1949 eine parlamentarische Demokratie. In der Ostzone entschied sich die Sowjetunion dafür, eine Einparteienherrschaft zu etablieren, die niemals die Unterstützung der Mehrheit der Bevölkerung bekam. Durch die Einführung der Marktwirtschaft nach amerikanischem und der Einführung der Planwirtschaft nach sowjetischem Modell wurde alles noch komplizierter. Die Sowjetunion band die DDR fest in ihren Machtbereich – den Ostblock – ein. Die Bundesrepublik war fester Bestandteil des westlichen Verteidigungsbündnisses und der späteren Europäischen Union. In beiden deutschen Staaten waren bis 1989 Soldaten der jeweiligen Besatzungsmacht stationiert.

	 

	Ein Sonderfall war Berlin: Die Stadt war in vier Sektoren geteilt – eine Art „Minideutschland“ in Deutschland. Die beiden Supermächte UdSSR und USA standen sich mitten in Deutschland hochgerüstet gegenüber. Die Stimmung zwischen ihnen war meist schlecht. Die Bevölkerung auf beiden Seiten versuchte, sich im Kampf der Systeme zurechtzufinden, die meisten waren in vielen Lebensbereichen aufeinander angewiesen. Es gab politische, wirtschaftliche und viele private Dinge, die es zu klären galt. Das änderte aber nichts daran, dass man sich gern und ausgiebig stritt.

	 

	Insgesamt ging es dann doch mehr schlecht als recht – vierzig Jahre lang. „Früher hatten wir gar keine Beziehungen, jetzt haben wir wenigstens schlechte“, formulierte der westdeutsche SPD- Politiker Egon Bahr etwas frustriert im Jahr 1972, nachdem mit dem Grundlagenvertrag die innerdeutschen Beziehungen einen neuen Handlungsrahmen erhalten hatten.

	 

	Wie es dazu kam, dass es zunächst keine, dann schlechte Beziehungen gab – dies soll im Folgenden beantwortet werden. Die „große“ nationale wie internationale Politik besaß eine kaum zu unterschätzende Bedeutung für die Lebenswelt der Menschen im geteilten Deutschland – aber inwiefern? Wie war es zu dieser Form wechselseitiger Beziehungen beider deutscher Staaten vor 1989 gekommen? Wer ergriff die Initiative, worin lagen die Motivationen der politischen und gesellschaftlichen Akteure? Wie wurde konkret versucht, die Mauer durchlässiger zu machen? Inwiefern profitierten die Menschen von diesen Versuchen?

	 

	Der Hintergrund dieser Beziehungen war der krasse Kontrast – auf der einen Seite Demokratie, auf der anderen Diktatur. Aber gleichzeitig lässt sich mit diesem Gegensatz nicht die ganze Geschichte erzählen. Denn in der politischen Praxis dominierten Konkurrenz, Verflechtung und nicht zuletzt: gemeinsame Probleme. Dazu zählen der wirtschaftliche Strukturwandel nach 1945, Individualisierung und Wertewandel sowie das sich verändernde Konsum- und Freizeitverhalten. Die Deutschen in Ost und West beobachteten sich intensiv. Doch je erfolgreicher die Bundesrepublik war, umso weniger Menschen schauten nach Osten.

	 

	 

	

		Hallstein und die Folgen



	 

	Die Interessen der Supermächte USA und UdSSR prallten in der Mitte Europas aufeinander. Es wurden unterschiedliche wirtschaftliche und politische Systeme in den drei westlichen Besatzungszonen und der sowjetischen Besatzungszone etabliert. Der Kalte Krieg war in vollem Gange, die Teilung Deutschlands wurde als Ausweg gesehen, den Dauerstreit um Deutschland zu beenden. Am Ende dieser Entwicklung stand die „doppelte Staatsgründung“, am 23. Mai 1949 die Bundesrepublik, am 7. Oktober 1949 die DDR.

	 

	Die Staatsgründungen in Berlin und Bonn ließen zumindest erahnen, dass es in absehbarer Zeit nicht zu einem einheitlichen Deutschland kommen würde. Zunächst ging es beiden Staaten um internationale Anerkennung. Die Bundesrepublik sah sich als Nachfolgerin des Deutschen Reiches. Das Selbstverständnis der Bundesrepublik zielte darauf, für alle Menschen in Deutschland sprechen zu können. Auch die DDR setzte sich vehement für die Wiedervereinigung ein. Wilhelm Pieck und Walter Ulbricht bemühten sich als zentrale politische Akteure der DDR, gesamtdeutsche Kontakte anzubahnen, um für die internationale Aufwertung und Anerkennung ihres Staates zu werben – erfolglos. Die Bundesrepublik wurde bald von anderen Staaten anerkannt. Für die DDR war dies schwieriger. Außerhalb des Ostblocks blieb der Erfolg aus. Dies hatte auch damit zu tun, dass die Bundesrepublik alles tat, um der „Zone“, wie es im Jargon des Kalten Krieges hieß, die Anerkennung zu verweigern. Es war die Zeit der deutsch-deutschen Nichtbeziehungen (Michael Herms).

	 

	1955 wurde auf internationaler Ebene die von Wilhelm Grewe formulierte, und nach dem Bonner Staatssekretär Walter Hall- stein benannte, Hallstein-Doktrin Grundlage bundesdeutscher Außenpolitik.

	 

	Erläuterung der „Hallstein-Doktrin“ durch den Leiter der Politischen Abteilung des Auswärtigen Amts, Ministerialdirektor Wilhelm Grewe, in einem Interview mit dem Chefredakteur des Nordwestdeutschen Rundfunks, Hans Wendt, am 11. Dezember 1955; Auszug. Frage: Ist es richtig, daß auf dieser Botschafter-Konferenz die Politik der Bundesregierung dahingehend definiert worden ist, daß sie die diplomatischen Beziehungen mit jedem Staat abbrechen würde, der etwa Pankow [[gemeint ist die Regierung der DDR, JH]] anerkennt? Antwort: Man wird zunächst sagen müssen, daß man nicht ganz generell festlegen kann, in welchem Augenblick eine Anerkennung im völkerrechtlichen Sinne vorliegt. Es gibt da eine Reihe von Zwischenstufen, die sowohl in der Staats-Praxis wie im Völkerrecht umstritten sind. Klar ist - und das haben wir oft genug deutlich gemacht -, daß die Intensivierung der Beziehungen mit Pankow von uns als eine unfreundliche Handlung empfunden wird. Auf unfreundliche Akte anderer Staaten kann man mit verschieden gestuften Maßnahmen reagieren, kann entweder seinen Botschafter zunächst einmal zur Berichterstattung zurückberufen, oder man kann auch einen weiteren Abbau einer solchen Mission vornehmen. Kurz, es gibt eine ganze Reihe von Maßnahmen, die noch vor dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen liegen. Und es ist klar, daß man einen so schwerwiegenden Schritt wie den Abbruch diplomatischer Beziehungen immer nur nach sehr reiflicher Überlegung und in einer sehr ernsten Situation tun wird. Aber soviel ist klar, daß diese ganze Frage für uns in der Tat eine äußerst ernste Frage ist und daß in dem Augenblick, in dem das Problem der Doppelvertretung Deutschlands bei dritten Staaten auftaucht, wir wahrscheinlich gar nicht anders können, als sehr ernste Konsequenzen daraus zu ziehen.

	http://www.konrad-adenauer.de/downloads/pdf/Adenauer/1955-12-11%20 Grewe%20Hallstein%20Doktrin.pdf, Zugriff 10.08.2012

	 

	Die Stichworte für die außen- und innenpolitische Grundposition der Adenauer-Regierung lauten Westintegration und Wiedergewinnung der Souveränität. Der Schwerpunkt lag auf der Bündnispolitik einschließlich der Wiederbewaffnung und der europäischen Integration. In außenpolitischer Hinsicht strebte Adenauer zunächst eine neue Grundlage in den Beziehungen mit Frankreich an.

	 

	Viele Menschen in der Bundesrepublik erwarteten eine schnelle Wiedervereinigung. Der Magnettheorie (Kurt Schumacher) zufolge musste die wirtschaftliche und soziale Anziehungskraft der Bundesrepublik und eine Politik der Stärke (Konrad Adenauer) zu einem Zusammenbruch der DDR führen. Es kam anders, die DDR existierte mehr als vierzig Jahre.

	 

	 

	

		Das Ministerium für gesamtdeutsche Fragen: Planung für die deutsche Einheit



	 

	Insgesamt war die Deutschlandpolitik der Bundesregierung in der Ära Adenauer von der Gegnerschaft zur DDR und ihren Bemühungen um internationale Anerkennung geprägt. Diese Deutschlandpolitik, die die DDR juristisch, moralisch und politisch verneinte – die Kalte-Kriegs-Politik –, war bis 1969 die offizielle Politik aller Bundesregierungen und mit einigen Aus- nahmen auch die Politik der großen Parteien im Bundestag. Insofern stand der gesamte westdeutsche Regierungsapparat im Dienst des Kalten Krieges

	 

	1949 wurde das „Ministerium für gesamtdeutsche Fragen“ gegründet, in dem die Nicht-Kommunikation mit der DDR gebündelt wurde. Die zahlreichen mit der Wiedervereinigung befassten „gesamtdeutschen“ Gruppen und Verbände sollten in geordnete – das heißt offizielle – Bahnen gelenkt werden.

	 

	Ursprünglich sollte das Ministerium „Ministerium für die deutsche Einheit“ oder „Ministerium für die Wiedervereinigung“ heißen. Das Ministerium nahm von Anfang an eine gewisse Sonderstellung ein. Das zeichnete sich bereits durch die erste Personalentscheidung ab. Jakob Kaiser, der als ehemaliges Mitglied der Ost-CDU in die Bundesrepublik übergesiedelt war, hatte das Amt des Ministers bis 1957 inne.

	 

	Kaisers konkrete Aufgabenbereiche waren erstens seine Mitwirkung im Kabinett der Bundesregierung und zweitens die Leitung der an die gesamte deutsche Bevölkerung gerichteten Öffentlichkeitsarbeit. Damit sollten kommunistische Einflüsse abgewehrt, der sowjetischen Propagandaarbeit entgegengewirkt und der Wille zur Einheit der west- und ostdeutschen Bevölkerung gestärkt werden. Die Mittel dieser Öffentlichkeitsarbeit waren vielfältig: Es sollte auf Rundfunk und Presse eingewirkt werden, gestützt durch eigene Publikationen, Informationsbroschüren und Plakatwerbeaktionen. Ebenso sollten private Initiativen finanziell unterstützt werden, die sich dem Einheitswillen verschrieben hatten. Das gesamtdeutsche Ministerium sollte Informationen über die DDR sammeln, sichten, auswerten und weitergeben.

	 

	Diverse Akteure unterstützten das Ministerium: Bereits ab 1946/1947 hatte sich in West-Berlin ein zunächst privater Kreis von Wirtschaftswissenschaftlern, Praktikern und Journalisten regelmäßig zusammengefunden, um Informations- und Diskussionsveranstaltungen zum Problem der Wirtschaftsdemontage zu organisieren, die von der Sowjetunion forciert wurde. Auch die Einführung der sozialistischen Planwirtschaft in der SBZ war ein bestimmendes Thema.

	 

	Da das Ministerium insgesamt umfassend und systematisch über die Zustände der „SBZ“ unterrichtet sein wollte, schuf es eine eigene Institution:

	 

	Der „Forschungsbeirat für Fragen der Wiedervereinigung Deutschlands beim Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen“ wurde im März 1952 nach einem Kabinettsbeschluss auf Erlass des Ministeriums eingerichtet. Sein politischer Auftrag war die Ausarbeitung von Empfehlungen für den Fall der Wiedervereinigung sowie die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung in der DDR. Ende Dezember 1950 wurde dann erstmals konkret auf einer Besprechung der Plan formuliert, Leitgedanken und Konzeptionen für die Organisation und den Aufbau der Wirtschaft in der SBZ am „Tag X“ zu entwerfen.

	 

	Die Konspiration war bald vorbei: Mit dem ersten Tätigkeitsbericht wurde die Geheimhaltungspflicht für die Mitglieder des Forschungsbeirates aufgehoben. Insgesamt gab der Forschungsbeirat fünf Tätigkeitsberichte heraus. Sie erschienen jeweils in grauem Einband, was den Veröffentlichungen vonseiten der DDR den Beinamen „graue Pläne“ einbrachte. Außerdem gab der Forschungsbeirat eine Schriftenreihe unter dem Titel „Wirtschaft und Gesellschaft in Mitteldeutschland“ heraus.

	 

	Mit den weiter abnehmenden Hoffnungen auf eine Wiedervereinigung rückte die Ausarbeitung eines „Sofortprogramms“ in den Hintergrund. In den Vordergrund traten die Bestandsaufnahme, Analyse und Interpretation der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungen in der DDR. Diese Tendenz ist in den insgesamt fünf Tätigkeitsberichten deutlich nachzuvollziehen. So beinhaltete der fünfte Tätigkeitsbericht vom Juli 1969 keine Maßnahmeempfehlungen mehr. Der Forschungsbeirat wurde im April 1975 vom damaligen Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen Egon Franke aufgelöst.

	 

	Bis zur doppelten Staatsgründung hatten sich daneben zahlreiche Vereinigungen gebildet, die das politische Ziel einer Wiedervereinigung aktiv förderten und unterstützten. Zwar war eine offizielle „Wiedervereinigungspolitik“ aus Sicht der Adenauer-Regierung unerwünscht, jedoch konnten die Akteure für ihre konspirativen Pläne mit organisatorischer und finanzieller Unterstützung durch das gesamtdeutsche Ministerium rechnen. Das Ministerium wiederum konnte dieses Engagement in zahlreichen Vereinen und Arbeitskreisen politisch kontrollieren. Gefördert wurden auch militante Gruppierungen, die massiv auf die Destabilisierung der DDR hin arbeiteten. Dies gilt zum Beispiel für die beiden zum Teil auch militanten politischen Gruppen, die in engem Kontakt mit dem Ministerium standen, der „Untersuchungsausschuß Freiheitlicher Juristen“ (UFJ) und die „Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit“ (KgU). Beide Organisationen agierten vor allem in West-Berlin.

	 

	Wichtige Quelle zur Erfassung der DDR-Realität waren die Berichte von Flüchtlingen aus der „Zone“, wie es hieß. Mitarbeiter des Ministeriums schöpften systematisch Informationen ab. Gleichzeitig wurden die Flüchtlinge unterstützt, den neuen Alltag zu bewältigen.

	 

	Die Bundesrepublik war auf diese Art der Informationsbeschaffung angewiesen, da es keine offiziellen Beziehungen zur DDR gab. Noch nicht einmal der Name durfte in offiziellen Dokumenten erwähnt werden. Seit Anfang der 1950er-Jahre existierte etwa der Vorschlag, auf kommunaler Ebene Kontakte zu knüpfen. Für die westdeutsche Seite formulierte der damalige Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen, Herbert Wehner, im Dezember 1966 vor dem Deutschen Städtetag ganz im Sinne der Hallstein-Doktrin eine klare Absage:

	 

	„Partnerschaften oder Patenschaften zwischen Städten der Bundesrepublik Deutschland und solchen der SBZ sind nicht zu empfehlen. Sie streben eine gesellschaftliche Assoziierung an, die im Hinblick auf die gegensätzlichen gesellschaftspolitischen Auffassungen in den getrennten Teilen Deutschlands die Beteiligten der Gefahr aussetzen, in den Verdacht subversiver Tätigkeit zu geraten.“

	 

	Auch zehn Jahre nach ihrer Verkündung wurde die Hallstein-Doktrin konsequent angewendet: Partnerschaften bundesdeutscher Städte mit westeuropäischen Kommunen wurden immer dann für beendet erklärt, wenn Städte etwa in Frankreich und Italien eine zusätzliche Partnerschaft mit einer ostdeutschen Stadt vereinbarten.

	 

	Konfrontative Politik und Kalter Krieg beiderseits von Elbe und Werra zwangen vor allem die DDR in eine nahezu totale politische Abhängigkeit von der Führungsmacht Sowjetunion. Beide glaubten in der Phase 1949 bis Mitte 1951 zunächst, die „antifaschistisch-demokratische Ordnung“ auch auf die Bundesrepublik übertragen zu können. Mithilfe einer Volksfrontpolitik sollte eine Wiedervereinigung unter östlichen Vorzeichen möglich werden. „Einheit und Sozialismus“ waren aus Sicht der SED durchaus vereinbar, die kaum eigene Handlungsräume in ihren Außenbeziehungen zur Bundesrepublik besaß. Nach der ersten Stalin-Note vom März 1952 und nach Stalins Tod im Frühjahr 1953 befürchtete man in Ost-Berlin gar, von der Sowjetunion zu Gunsten eines vereinigten und neutralen Deutschlands verlassen zu werden.

	 

	Einig waren die unterschiedlichen Gruppierungen innerhalb der SED um Walter Ulbricht und Rudolf Herrnstadt in ihrem Ziel, ein sozialistisches Gesamtdeutschland zu schaffen, aber der SED-Generalsekretär setzte nicht auf einen antikapitalistischen Wandel in der Bundesrepublik, sondern wollte den Sozialismus stärken. Nach dem von sowjetischen Panzern niedergeschlagenen Volksaufstand vom 17. Juni 1953 wurden die Weichen auf eine Zementierung der deutschen Teilung gestellt. Das Ziel einer Wiedervereinigung wurde zu einem Langzeitprogramm. Das Hauptaugenmerk der DDR-Regierung lag in der formalen Anerkennung des Landes gegen die Hallstein-Doktrin.

	 

	 

	

		Nach dem Mauerbau: Wandel durch Annäherung



	 

	Seit Ende der 1950er-Jahre zeichneten sich allmählich gravierende Veränderungen im Verhältnis der USA und der Sowjetunion ab. Nach dem „Sputnik-Schock“ (1957), den Interkontinentalraketen und der Wasserstoffbombe in den Händen der kommunistischen Sowjetunion bot sich ein Gleichgewicht des Schreckens, da die Gefahr eines Krieges, der beide Seiten auslöschen würde, real war. Konfrontationen wie der U-2 Zwischenfall (die Sowjetunion schoss ein US-amerikanisches Spionageflugzeug über eigenem Territorium ab), die Berlin-Krise (die Sowjetunion forderte vergeblich, aus West-Berlin eine entmilitarisierte Stadt zu machen) und der Mauerbau sowie die Kuba-Krise 1962 (langfristige Stationierung sowjetischer Atomraketen auf Kuba) sind hierfür Beleg.

	 

	Um die Spannungen zwischen Ost und West abzubauen, waren sich beide Seiten einig, den Status quo in Europa aufrecht zu erhalten. So erblickten Sicherheitsvereinbarungen wie das Atomstoppabkommen (1963) und der Nichtweiterverbreitungsvertrag von Atomwaffen das Licht der Welt (1969).

	 

	Längst waren die westlichen Alliierten zu keiner operativen Wiedervereinigungspolitik mehr bereit. Die USA und die Sowjetunion trennten ihre Interessenssphären innerhalb Europas. Sicherheits- und Rüstungspolitik besaßen Priorität. Die deutsche Frage war lästig. Auch innerhalb der Bundesrepublik wurden Stimmen laut, die die Adenauersche Deutschlandpolitik als zu starr ansahen.

	 

	Nach dem Mauerbau am 13. August 1961 veränderte sich die Situation in vielen Feldern schlagartig. Zum Beispiel zerbrach die bis dahin gesamtdeutsch organisierte protestantische Kirche in Deutschland, die bis dahin als Klammer zwischen Ost und West funktionierte. 1954 strömten noch 600.000 Menschen zum Kirchentag nach Leipzig, so viele wie nie zuvor. Nach Gründung der   EKD im Jahr 1948 war die Einheit sowohl Programm als auch Realität, etwa durch gemeinsame Institutionen und Gremien oder Partnerschaften von Kirchgemeinden. Das Problem aber waren die unterschiedlichen Rahmenbedingungen. Genoss die Kirche im Westen eine privilegierte Stellung, war ihr Verhältnis zum SED-Staat konfrontativ geprägt, da Kirche grundsätzlich keinen Platz in der neuen, sozialistischen Ordnung haben sollte. Jedoch war sie in beiden Staaten in der Bevölkerung fest verankert, 1949 gehörten 80 Prozent der Deutschen in der DDR der evangelischen Kirche an. Auf die SED-Kirchenpolitik – Verdrängung des Religionsunterrichts aus der Schule und Einführung der Jugendweihe – folgte ein dramatischer Mitgliederschwund.

	 

	Politiker in der Bundesrepublik wurden zu einer Entscheidung gezwungen, der viele vorher ausgewichen waren. Die Nicht-Anerkennung der DDR beizubehalten und die Teilung zu mildern war gleichzeitig unmöglich. Im Kern lief es darauf hinaus, starr an der Hoffnung festzuhalten, die DDR würde eines Tages zusammenbrechen, oder aber schnell Erleichterungen für die Lebenswelt im geteilten Deutschland zu erreichen.

	 

	Beide Seiten bewarfen sich ausgiebig verbal mit Unrat. Den „unbeweglich Gestrigen“ standen angeblich Vaterlandsverräter gegenüber. Während die einen jeden Handelsaustausch verweigern und das Ulbricht-Regime mit aggressiver Propaganda überziehen wollten, um somit die SED-Herrschaft zu Fall zu bringen, plädierten die anderen für eine „Politik der kleinen Schritte“.

	 

	Aber die Deutschen in Ost und West teilten die Überzeugung, dass die Chancen auf eine deutsche Vereinigung gen Null tendierten – die einen zogen daraus den Schluss, dass unter keinen Umständen Deutschlands doppelte Zukunft besiegelt werden dürfte, die anderen, dass die Teilung der Deutschen nur mithilfe von innerdeutschen Beziehungen relativiert werden könne.

	 

	Die neue Formel hieß: „Wandel durch Annäherung“ und wurde am 15. Juli 1963 an der Evangelischen Akademie in Tutzing von Egon Bahr vorgetragen. Bahr forderte in seinem Referat, die „Politik der Stärke“ aufzugeben. Die neue Politik sollte Realitäts- und Aktualitätsbezug besitzen. Langfristige Veränderungen müssten das Ziel sein, ein Klima der Entspannung sollte folgen. Bahr agierte später in unterschiedlichen politischen Positionen, um diese Annäherungspolitik selbst zu beeinflussen: 1967 als Botschafter im Auswärtigen Amt und im Oktober 1969 als Staatssekretär im Bundeskanzleramt. Im Januar 1970 verhandelte Bahr sowohl in Moskau über einen Gewaltverzichtsvertrag mit der UdSSR als später auch mit der DDR über die Verbesse- rung der Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten. Bahr sagte 1963 in Tutzing:

	 

	„Heute ist klar, daß die Wiedervereinigung nicht ein einmaliger Akt ist, der durch einen historischen Beschluß an einem historischen Tag auf einer historischen Konferenz ins Werk gesetzt wird, sondern ein Prozeß mit vielen Schritten und vielen Stationen. Wenn es richtig ist, was Kennedy sagte, daß man auch die Interessen der anderen Seite anerkennen und berücksichtigen müsse, so ist es sicher für die Sowjetunion unmöglich, sich die Zone zum Zwecke einer Verstärkung des westlichen Potentials entreißen zu lassen. Die Zone muß mit Zustimmung der Sowjets transformiert werden. Wenn wir soweit wären, hätten wir einen großen Schritt zur Wiedervereinigung getan.“

	http://www.1000dokumente.de/, Zugriff 15.7.2012

	 

	Für die SED-Führung war die Situation noch komplizierter als in Westdeutschland. Einerseits wollte sich die SED ihre Macht von niemandem schmälern lassen. Abgrenzung gegenüber der Bundesrepublik war angesagt. Andererseits war die DDR auf die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik angewiesen. Und wollte die DDR international anerkannt werden, so ging das nur über die Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik. Als 1963 west- und ostdeutsche Politiker erstmals miteinander verhandelten, machte die DDR Zugeständnisse. So durften dank eines Abkommens Ende 1963 erstmals seit dem Mauerbau West-Berliner Verwandte in Ost-Berlin besuchen. Das Kalkül bestand aus SED-Sicht darin, darüber mehr Anerkennung zu erreichen. Das Passierscheinabkommen war der erste Schritt.

	 

	Bekanntmachung zum 1. Passierscheinabkommen, West- Berlin, Dezember 1963:

	„Bürger von Berlin (West), die Passierscheine für den 31.12.1963 und den 1.1.1964 besitzen, haben die Möglichkeit, erst im Verlauf des 1.1.1964 wieder auszureisen. Die Wiederausreise muß am 1.1.1964 bis spätestens 24.00 Uhr erfolgen. Diese Regelung der Neujahrsbesuche können die Bürger von Berlin (West) nur in Anspruch nehmen, wenn sie bei der Einreise am Kontrollpassierpunkt (KPP) gleichzeitig beide Passierscheine (für den 31.12.1963 und den 1.1.1964) zur Abfertigung vorgelegt und einen entsprechenden Vermerk auf den Passierschein für den 1.1.1964 erhalten haben. Der Passierschein für den 31.12.1963 wird bei der Einreise am KPP eingezogen.“

	http://www.hdg.de/lemo/html/DasGeteilteDeutschland/Kontinuita

	 

	Ohne Gegenleistung ergriff die SED sogar weitere Maßnahmen, um die Trennung zu mildern: „Amnestiert” wurden diejenigen, die vor dem Mauerbau die DDR Richtung Bundesrepublik verlassen hatten. Fortan war ihnen erlaubt, ihre ehemalige Heimat wieder zu besuchen. Außerdem erhielten DDR-Rentner die Möglichkeit, pro Jahr jeweils vier Wochen in die Bundesrepublik und West-Berlin zu reisen, um Verwandte zu besuchen. Auf diese Weise konnten getrennte Familien wenigstens für kurze Zeit zusammen sein.

	 

	Aber im Herbst 1966 ließ die SED Neuverhandlungen zum Passierscheinabkommen mit der Begründung scheitern: „Wer normale menschliche Beziehungen will, muss auch normale staatliche Beziehungen wollen.“ Das bedeutete: Ohne protokollarische Gegenleistungen oder gar Staatsverträge keine humanitären Erleichterungen.

	 

	Die Leidtragenden dieser Situation waren die Bürgerinnen und Bürger. Nachdem es seit 1966 keine Passierscheine mehr gab, wurden Besuche schwieriger, für viele unmöglich: „Nirgendwo in der Bundesrepublik wurde so viel Abschied genommen wie auf Bahnsteigen, von denen die Züge nach Leipzig oder Rostock fuhren – man wusste nie sicher, ob man sich nächstes Jahr wiedersehen würde.“ (Bender, 1996, 174).

	 

	Die politischen Fronten blieben verhärtet, auch sprachlich. Es tobte ein Kleinkrieg um die Begriffe: Anfang 1967 hetzte die SED gegen die Begriffe „deutsch“ und „gesamtdeutsch“. Noch waren die Ostdeutschen „deutsche Staatsbürger“, die SED aber machte wenig später aus ihnen „Staatsbürger der DDR“. In Bonn hingegen lautete die amtliche Bezeichnung lange Zeit schlicht „Sowjetzone“, bürokratisch: „SBZ“. Die DDR benutzte im Zusammenhang mit der Bundesregierung die Wörter imperialistisch, faschistisch, revanchistisch. In den 1950er-Jahren und den 1960er-Jahren wurde in Westdeutschland gern von „Pankow“, einem Stadtteil Berlins, in Zusammenhang mit der DDR geschrieben. Das Wort „Berlin“ weckte angeblich zu viele Assoziationen mit der früheren Reichshauptstadt. Die Presse des Verlegers Axel Springer setzte bis zum 1. August 1989 das Wort DDR in Anführungszeichen, um Distanz auszudrücken.

	 

	Wie selbstverständlich waren immer die anderen an allem schuld. Es dauerte lange, bis beide Seiten begriffen, dass sie auf diese Weise nicht weiter kamen.

	 

	 

	

		Deutsch-deutsche Entfremdung



	 

	In dieser Konstellation wurde das politische Ziel der Wiedervereinigung von den Deutschen als immer weniger wichtig erachtet. Der Glaube verschwand, dass eine realistische Chance bestünde, den Status Quo zu verändern.

	 

	Bereits in den 1960er-Jahren war die Hoffnung im Westen „messbar“ und im Osten „spürbar“ verschwunden. So erklärte etwa 1966 der CSU-Politiker Franz Josef Strauß, dass er sich eine Vereinigung im Rahmen der bestehenden Verhältnisse nicht mehr vorstellen könnte. Einige Jahre später bekräftigte auf ostdeutscher Seite Erich Honecker: „In dieser Frage hat die Geschichte schon ihre Entscheidung getroffen.“

	 

	Für die Mehrheit der Westdeutschen wurde die unattraktive DDR – insbesondere die Grenzkontrollen waren unangenehm – immer fremder. Andere verloren schlicht das Interesse an der deutschen Frage, wenngleich Regierung, Parteien, zahlreiche gesellschaftliche Einrichtungen und manche Medien versuchten, das Interesse wach zu halten. So etwa, wenn der Springer-Verlag „Macht das Tor auf” trommelte und das Kuratorium Unteilbares Deutschland das Brandenburger Tor als Anstecker unter die Leute brachte. Auch bei einer vom Kuratorium initiierten Laufstafette von Bonn nach Berlin wurde letztlich die Teilung demonstriert, da für den letzten Streckenabschnitt der Luftweg genommen werden musste.

	 

	In der Bundesrepublik schaute man nach Süden, Westen und Norden – der Osten galt vielen als zumindest suspekt. Seine Bürgerinnen und Bürger hingegen schauten ebenso nach Westen, zum Teil sehnsüchtig. Sie litten stärker an der deutsch-deutschen Entfremdung als die Landsleute „drüben“. Sie setzten ihre Hoffnung auf die Bundesrepublik, da sich mit einer Vereinigung der Kommunismus loswerden und Wohlstand genießen ließe.

	 

	Im Westen wiederum war Überheblichkeit nicht selten: Wenn es etwa im Sport gelang, DDR-Mannschaften von internationalen Wettkämpfen, zum Beispiel beim Skisprung, Radrennen, Schwimmen und Laufen, auszuschließen, kränkte dies sowohl das Politbüro als auch die DDR-Bevölkerung, die ihren Athleten und Mannschaften die Daumen drückten. Viele westdeutsche Sportreporter setzten dieser als Beleidigung empfundenen Sportpolitik die Krone auf, wenn sie jahrzehntelang immer nur von den deutschen Sportlern redeten, obwohl sie nur die aus der Bundesrepublik meinten. Und was die Reporter sagten, wurde in Ostdeutschland aufmerksamer verfolgt, als die jeweiligen Reden aus dem Gesamtdeutschen Ministerium.

	 

	 

	Exkurs: Konkurrenz der nationalen Selbstverständnisse – das Beispiel Sport

	 

	Wenn schon politisch keine Aussicht auf Anerkennung bestand, sollte wenigstens sportliche Anerkennung erreicht werden. Erich Honeckers Satz „Sport ist nicht Selbstzweck“ markierte den Systemkampf. In der Bundesrepublik sollte in Abgrenzung zur nationalsozialistischen Vergangenheit Sport nicht unmittelbar politisch überformt werden und gesellschaftlich autonom stattfinden. Die sportpolitische Entwicklung wurde nicht wie in der DDR „von oben“ vorgegeben.

	 

	Mit der Gründung des Deutschen Turn- und Sportbundes (DTSB) wurde 1957 in der DDR eine neue sozialistische Massenorganisation gegründet, die wesentlichen Anteil an den ab den 1960er-Jahren einsetzenden sportlichen Erfolgen hatte. Sie errang eine internationale Spitzenstellung in unterschiedlichen Sportarten.

	 

	Wie in anderen gesellschaftlichen Feldern entwickelte sich auch in sportpolitischer Hinsicht eine dynamische Wechselbeziehung zwischen beiden deutschen Staaten. Ein Sonderfall deutsch-deutscher Sportkooperation waren die 1956, 1960 und 1964 gemeinsam organisierten Olympiamannschaften. Aber wer   sollte Deutschland vertreten? Sportler der DDR sollten auf keinen Fall hinter der Fahne der Bundesrepublik in ein Stadion einziehen (umgekehrt ebenfalls undenkbar). Also einigte man sich nach viel Streit auf eine schwarz-rot-goldene Fahne mit olympischen Ringen. Später zeigten die beiden Staaten unterschiedliche Fahnen und marschierten mit unterschiedlichen Delegationen.

	 

	Bedeutsamer als die bilateralen Sportkontakte war die sportliche Konkurrenz. Als in den 1970er-Jahren die DDR ihre sportliche Spitzenstellung errang, argumentierte sie mit diesem Erfolg für die Überlegenheit ihres Gesellschaftsmodells – wenngleich sich die Bundesrepublik in vielen Sportarten nicht verstecken musste. Doping spielte eine bedeutsame Rolle, jedoch ist die Leistungsexplosion im DDR-Sport nicht allein damit zu erklären.

	 

	Allein der Fußball stellt einen Sonderfall dar, denn darin war – das Tor von Jürgen Sparwasser bei der WM 1974 in der Vorrunde gegen die Bundesrepublik, das den 1:0-Sieg der DDR besiegelte, außen vorgelassen – die Bundesrepublik erfolgreicher. Aber gerade der Fußball stiftete gesamtdeutsche Identität und Gemeinsamkeit, entfachte Euphorie und gab Hoffnung – trotz aller politischen Kontraste.

	 

	Konkurrenz existierte in vielen Bereichen, dies galt besonders für die geteilte Stadt: Lange Zeit galt Berlin aus Sicht der SED als Störfaktor, erst Mitte der 1980er-Jahre setzte sich auf Seiten der DDR die Meinung durch, die Trennung könnte auch Vorteile bieten. So feierte beide Teile Berlins 1987 die 750-Jahr-Feier der Stadt – wenigstens nicht gegeneinander, sondern nebeneinander. Generell aber gilt, dass in Berlin alles langsamer ging, als zwischen der Bundesrepublik und der DDR. Die Bürgermeister der Doppelstadt standen kaum offiziell miteinander in Kontakt.

	 

	Das nationale Selbstverständnis wurde untersucht in den Umfragen von Infratest und des Instituts für Demoskopie Allensbach. Ein zentrales Ergebnis war, dass der bevorzugte Begriff der Westdeutschen im Laufe der Zeit „Deutschland“ lautete, wenn sie die Bundesrepublik meinten. Bis 1963 wurden im Hinblick auf die Wiedervereinigung Zustimmungswerte von durchschnittlich 80 Prozent ermittelt. Aber seit dem Mauerbau nahmen solche Hoffnungen rapide ab. Seit 1972 wurde die deutsche Frage nur noch von einem Prozent der Befragten an erster Stelle der Prioritäten für die Bonner Regierungspolitik genannt. In den 1980er - Jahren lag jedoch – den Umfrageergebnissen von Infratest Dimap zufolge – noch etwa einem Drittel der Westdeutschen die Überwindung der deutschen Teilung am Herzen. Es handelte sich zumeist um Menschen, die persönliche Bindungen in die DDR besaßen. Insgesamt überwog in der Bundesrepublik das Bedauern der Lebensbedingungen in der DDR, keinesfalls wollten die Westdeutschen mit den Ostdeutschen tauschen. Zwar ist erkennbar, dass auch zu dieser Zeit der Wille zur Einheit vorhanden war, große Opfer erbringen wollte man dafür aber nicht. Zunehmend hatte sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass eine Überwindung der Teilung wohl kaum in absehbarer Zeit zu realisieren sei. Das bestätigt eine Studie des Meinungsforschungsinstituts Allensbach vom Januar 1989. Zwar traten 61 Prozent der Befragten für die deutsche Einheit ein, jedoch glaubte kaum jemand an eine Realisierungschance.

	 

	Die von der DDR bevorzugte Abkürzung „BRD“ fand begrenzt Eingang in die westdeutsche Alltagssprache. Die Kurzform wurde zu einem Politikum, da in ihr die Gefahr gesehen wurde, den Bezug zur deutschen Nation zu verleugnen. Der Begriff wurde als Zurückdrängung der Einheit der Nation aus dem öffentlichen Bewusstsein der Bundesrepublik angesehen.

	 

	Auch der Begriff „DDR“ besaß seine eigene Karriere im Sprachgebrauch der Bundesbürger: Verschiedene Meinungsforschungsinstitute untersuchten im Zeitraum von 1966 bis 1989 durch Wiederholungserhebungen, welche Bezeichnung die Westdeutschen für den östlichen Teil Deutschlands bevorzugten. Waren es im Jahre 1966 nur 11 Prozent der Befragten, die auf die Frage „Wenn Sie vom anderen Teil Deutschlands so mit Bekannten sprechen – wie nennen Sie es, was sagen Sie da“ mit DDR antworteten, waren es fünf Jahre später bereits 47 Prozent und 1989 gar 74 Prozent. Überwog im Sprachgebrauch 1996 noch mit 48 Prozent die Bezeichnung „Ostzone“, so waren es 1989 lediglich nur noch 10 Prozent.

	 

	Eine weitere Umfrage ergab für die Bundesrepublik, dass bei den 14–29-Jährigen in den 1970er- und 1980er-Jahren die DDR als Ausland galt, wohingegen ältere Jahrgänge an der Zusammengehörigkeit festhielten.

	 

	Wie konnte dieser Zustand geändert werden, wenn die jeweiligen staatlichen Positionen unvereinbar schienen? „Die DDR zeigte sich nur an zwischenstaatlichen Beziehungen interessiert, die Bundesrepublik nur an zwischenmenschlichen; Ost-Berlin wünschte Anerkennung ohne Kontakte, Bonn wollte Kontakte ohne Anerkennung.“ (Bender, 1996, 169).

	 

	Hier setzte seit langer Zeit die Idee der Städtepartnerschaften an: Durch eine Vielzahl von Kontakten und Begegnungen würde eine Wiedervereinigung beider deutscher Teilstaaten auf lange Sicht gesehen Schritt für Schritt möglich werden. Die Politik der kleinen Schritte – damit die Menschen in Ost und West nicht noch weiter voneinander entfremdet wurden. Niemand erwartete durch solcherlei Verbindungen den schnellen Weg zur Einheit. Die Hoffnung zur Überwindung der deutschen Teilung dokumentieren sie durchaus. Der Nachteil aus westdeutscher Perspektive: Man musste mit der SED-Diktatur ins Gespräch kommen.

	 

	Um wenigstens die Hoffnung wach zu halten, wurden später von westdeutscher Seite Versuche unternommen, Partnerschaften zu initiieren. Gegen diese „Entspannungspolitik von unten“ reagierte die SED wiederum ablehnend. Dies stand im Gegensatz zu ihrer Politik in den 1950er-Jahren, als die SED Partnerschaften vorgeschlagen hatte, um die Isolierung zu durchbrechen und den schnellen Weg zur Anerkennung – wenigstens unterhalb der diplomatischen Ebene – zu erreichen.

	 

	Immer deutlicher wurde: Was der Einheit dienen sollte, vertiefte die Spaltung. Zwar ging es im Zusammenhang mit den deutsch-deutschen Verhandlungen zwischen 1970 und 1972 nie um die Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit der DDR, aber wenige Jahre später wandelte sich mit der „neuen Ostpolitik“ in den 1970er-Jahren das Interesse beider Seiten allmählich. Der seit 1969 amtierende Bundeskanzler, Willy Brandt, formulierte, man wolle „über ein geregeltes Nebeneinander zu einem Miteinander“ kommen. Brandt befürwortete deshalb die Idee, echte innerdeutsche Beziehungen zu entwickeln. Dies geschah vor allem, um auf diese Weise das Bewusstsein von der Einheit der deutschen Nation wach zu halten.

	 

	 

	

		Ein Meilenstein: der Grundlagenvertrag



	 

	Hieß es lange Zeit „Die Mauer muss weg!“, hieß es mit dem Regierungswechsel seit 1969 in der Bundesrepublik: „Die Mauer muss durchlässig werden!“. Mit der großen Koalition begann in Bonn der Siegeszug des deutschlandpolitischen Pragmatismus. Das Problem: Der Weg zu den Ostdeutschen führte über die SED. Dies bedeutete, dass der Begriff der Wiedervereinigung in das Reich der politischen Rhetorik verbannt werden musste, um „menschliche Erleichterungen“ in das Zentrum aller Bemühungen stellen zu können. In dieser Zeit wurde das Fundament der Deutschlandpolitik in den 1970er- und den 1980er-Jahren gelegt, der Grundlagenvertrag.

	 

	Zwischen Bonn und Ostberlin hatte während der sozialliberalen Koalition die Phase des vertraulichen Dialogs in den Jahren 1969–1982 begonnen, in der Herbert Wehner als Motor und Mittler Drähte zu Erich Honecker knüpfte, Bundeskanzler Schmidt und Generalsekretär Honecker in Helsinki 1975, in Belgrad 1980 und am Werbellinsee 1981 direkt miteinander sprachen und DDR-Rechtsanwalt Wolfgang Vogel und Devisenbeschaffer Alexander Schalck-Golodkowski diskrete Ansprechpartner der Bundesrepublik wurden. Die Antriebskraft für SPD-Politiker wie Willy Brandt, Egon Bahr, Heinrich Albertz oder Klaus Schütz, die im eingemauerten Berlin die Lektion gelernt hatten, lautete, dass die konkrete Praxis wichtiger ist, als abstrakte moralische Grundsätze.

	 

	Erprobt wurden die Wege der neuen Ostpolitik bereits beim Passierscheinabkommen, ohne dass klar war, dass hier ein Modell von Egon Bahr kurz vorher geprägte Formel eines „Wandels durch Annäherung“ entstehen könnte. Damit war ein strategisches Konzept verbunden, das alle Bundesregierungen seit 1969 bis zur Revolution in der DDR zwanzig Jahre später umsetzten, wenngleich Bahrs Formel selbst auf unterschiedliche Weise gedeutet und breit diskutiert wurde.

	 

	Willy Brandt versprach mit Beginn seiner Kanzlerschaft, die Beziehungen zur DDR zu formalisieren, wenn sie ihrerseits bereit wäre, ihr Verhältnis zu ihren Bürgern zu normalisieren. Die Standpunkte zur deutschen Einheit hatten sich in dieser Zeit in Ost und West angenähert: zwei deutsche Staaten, eine deutsche Nation. Aufgrund dieser gemeinsamen Überzeugung schien eine Entspannung der innerdeutschen Beziehungen möglich.

	 

	Doch fünf Wochen nach Brandts Regierungserklärung, im Dezember 1969, sorgte der Generalsekretär der KPdSU Leonid Breschnew dafür, dass Ulbricht die deutsche Nation aufgab, die auch in der DDR-Verfassung von 1968 als solche noch benannt wurde. Jetzt erklärte der SED-Generalsekretär, bereits 1949 sei das Band zwischen beiden Staaten für immer zerrissen worden, weshalb die Behauptung einer deutschen Nation abwegig sei. Hier wurde auf Seiten der SED die Furcht vor den westdeutschen Annäherungsversuchen deutlich.

	 

	Gleichzeitig war für die sozialliberale Koalition der Begriff deshalb so wichtig, weil sie das Wiedervereinigungsziel in den Hintergrund gedrängt hatte, aber nach etwas suchte, was die Deutschen trotz der Teilung miteinander verband. Da die SED ihre Legitimation aber gerade aus dem Trennenden bezog, ging es um ihre Existenz.

	 

	Dies zeigte sich drastisch am 19. März 1970, als Kanzler Brandt in Erfurt den Ministerratsvorsitzenden Stoph zu Verhandlungen traf – der erste Besuch eines westdeutschen Regierungschefs in der DDR. Die ostdeutsche Furcht vor der deutschen Nation war begründet, denn der Kanzler der Bundesrepublik wurde begeistert mit Willy-Rufen, bald deutlicher mit Willy-Brandt-Rufen empfangen. Die Sache war pikant, schließlich hieß Stoph auch Willi. Es nützte nichts, dass am Nachmittag die SED eilig improvisiert einige Genossen zum Applaus für Stoph abkommandiert hatte. So war die alleinherrschende Partei nicht in der Lage, im eigenen Land die Begeisterung für den Besucher aus dem Westen zu unterbinden.

	 

	Der Gegenbesuch Stophs in Kassel zwei Monate später war nicht weniger umstritten. Demonstranten prägten die Berichterstattung der Medien. Es waren Rechtsextremisten, die das SED-Bild von einer neonazistischen Bundesrepublik scheinbar bestätigten, in dem sie DDR-Fahnen öffentlich verbrannten und verhinderten, dass Brandt und Stoph am Abend Gedenkkränze für die Opfer des Faschismus ablegen konnten.

	 

	Der Durchbruch der neuen Ostpolitik gelang nicht im Rahmen solcher Besuche, sondern außerhalb Deutschlands: Es war der Moskauer Vertrag, unterzeichnet am 12. August 1970, der die Weichen in Richtung Entspannung stellte. Im Mai 1971 löste Erich Honecker Walter Ulbricht ab. Bald darauf wurden das Viermächte-Abkommen und weitere Verträge zwischen den beiden deutschen Staaten geschlossen. Brandts entspannungspolitischer Erfolg war auch ein Grund dafür, warum im Dezember 1972 erstmals die SPD stärkste Partei im Deutschen Bundestag wurde und die sozialliberale Koalition einen großen Sieg errang. Die Kehrseite des Erfolgs: Nur mit Hilfe der kommunistischen Sowjetunion war es gelungen, die innerdeutschen Beziehungen zu entspannen.

	 

	„Viermächte-Abkommen zwischen den USA, der UdSSR, Großbritannien und Frankreich vom 3. September 1971

	Die Regierungen der Französischen Republik, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, der Vereinigten Staaten von Amerika, vertreten durch ihre Botschafter, die in dem früher vom Alliierten Kontrollrat benutzten Gebäude im amerikanischen Sektor Berlins eine Reihe von Sitzungen abgehalten haben, handelnd auf der Grundlage ihrer Viermächte-Rechte und -Verantwortlichkeiten und der entsprechenden Vereinbarungen und Beschlüsse der Vier Mächte aus der Kriegs- und Nachkriegszeit, die nicht berührt werden, unter Berücksichtigung der bestehenden Lage in dem betreffenden Gebiet, von dem Wunsch geleitet, praktischen Verbesserungen der Lage beizutragen, unbeschadet ihrer Rechtspositionen, haben folgendes vereinbart:

	Teil I

	
		Allgemeine Bestimmungen



	Die Vier Regierungen werden bestrebt sein, die Beseitigung von Spannungen und die Verhütung von Komplikationen in dem betreffenden Gebiet zu fördern. Unter Berücksichtigung ihrer Verpflichtungen nach der Charta der Vereinten Nationen stimmen die Vier Regierungen darin überein, daß in diesem Gebiet keine Anwendung oder Androhung von Gewalt erfolgt und daß Streitigkeiten ausschließlich mit friedlichen Mitteln beizulegen sind. Die Vier Regierungen werden ihre individuellen und gemeinsamen Rechte und Verantwortlichkeiten, die unverändert bleiben, gegenseitig achten. Die Vier Regierungen stimmen darin überein, daß ungeachtet der Unterschiede in den Rechtsauffassungen die Lage, die sich in diesem Gebiet entwickelt hat und wie sie in diesem Abkommen sowie in den anderen in diesem Abkommen genannten Vereinbarungen definiert ist, nicht einseitig verändert wird.“

	http://www.chronik-der-mauer.de/index.php/de/Start/Detail/id/593845/page/0, Zugriff 12.06.2012

	 

	Egon Bahr traf den DDR-Unterhändler, Staatssekretär Michael Kohl, im November 1970 zu ersten Gesprächen. Mehr als vierzig Gespräche später waren das Transitabkommen am 17. Dezember 1971, der ersten deutsch-deutschen Regierungsvereinbarung, und der Verkehrsvertrag am 26. Mai 1972 unterzeichnet.

	 

	Beide Verträge verbesserten etwa den Personen- und Güterverkehr zwischen der Bundesrepublik und West-Berlin. Ohne behindert zu werden, sollten die Menschen zukünftig auf „einfachste, schnellste und günstigste Weise” reisen können, was konkret das Ende von bisher üblichen Durchsuchungen und Schikanen der DDR-Grenzbeamten einläuten sollte. West-Berliner konnten darüber hinaus pro Jahr insgesamt dreißig Tage den Ostteil der Stadt oder die DDR besuchen, ohne dies extra begründen zu müssen.

	 

	Bis Mitte 1972 waren der Moskauer und der Warschauer Vertrag ratifiziert und das Vier-Mächte-Abkommen in Kraft getreten. Nun begannen die Bahr-Kohl-Gespräche über die „Normalisierung der Beziehungen zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland“. Nach der letzten Verhandlungsrunde im November wurde der Grundlagenvertrag von den Verhandlungsführern Bahr und Kohl am 21. Dezember 1972 in Ost-Berlin unterzeichnet. In diesem Vertrag verpflichteten sich Bundesrepublik und DDR, „normale gutnachbarliche Beziehungen zueinander“ zu pflegen. Die Ziele und Prinzipien der UN sollten mit dem Beitritt zu den Vereinten Nationen Orientierung bieten, Streitfragen sollten friedlich gelöst, Frieden und Zusammenarbeit in Europa gefördert werden, indem abgerüstet und Unabhängigkeit und Selbstständigkeit des jeweilig anderen Staates respektiert werde.

	 

	Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik, 21. Dezember 1972

	Die Hohen Vertragschließenden Seiten eingedenk ihrer Verantwortung für die Erhaltung des Friedens, in dem Bestreben, einen Beitrag zur Entspannung und Sicherheit in Europa zu leisten, in dem Bewußtsein, daß die Unverletzlichkeit der Grenzen und die Achtung der territorialen Integrität und der Souveränität aller Staaten in Europa in ihren gegenwärtigen Grenzen eine grundlegende Bedingung für den Frieden sind, in der Erkenntnis, daß sich daher die beiden deutschen Staaten in ihren Beziehungen der Androhung oder Anwendung von Gewalt zu enthalten haben, ausgehend von den historischen Gegebenheiten und unbeschadet der unterschiedlichen Auffassungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik zu grundsätzlichen Fragen, darunter zur nationalen Frage, geleitet von dem Wunsch, zum Wohle der Menschen in den beiden deutschen Staaten die Voraussetzungen für die Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik zu schaffen, sind wie folgt übereingekommen:

	 

	Artikel 1

	Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik entwickeln normale gutnachbarliche Beziehungen zueinander auf der Grundlage der Gleichberechtigung.

	[…]

	 

	Artikel 7

	Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik erklären ihre Bereitschaft, im Zuge der Normalisierung ihrer Beziehungen praktische und humanitäre Fragen zu regeln. Sie werden Abkommen schließen, um auf der Grundlage dieses Vertrages und zum beiderseitigen Vorteil die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wirtschaft, der Wissenschaft und Technik, des Verkehrs, des Rechtsverkehrs, des Post- und Fernmeldewesens, des Gesundheitswesens, der Kultur, des Sports, des Umweltschutzes und auf anderen Gebieten zu entwickeln und zu fördern. Einzelheiten sind in dem Zusatzprotokoll geregelt. http://www.chronik-der-mauer.de/index.php/de/Start/Detail/id/593846/page/0, Zugriff 10.6.2012

	 

	Mit der Anerkennung durch die internationale Staatengemeinschaft war der SED-Staat an die Regeln und Normen der Völkergemeinschaft gebunden, der Wettbewerb mit der Bundesrepublik war eröffnet. Wie heute bekannt ist, verfolgte die ostdeutsche Diktatur aber eine Doppelstrategie: Kaum war der Grundlagenvertrag abgeschlossen, verschärfte die SED ihre Politik gegen Andersdenkende innerhalb der DDR. Politische Verfolgung war allgegenwärtig, das Ministerium für Staatsicherheit wurde ausgebaut.

	 

	Von realen normalen – das heißt nachbarschaftlichen – Beziehungen waren beide deutsche Staaten aus einer Vielzahl von Gründen weit entfernt. Abhilfe sollten die erwähnten Abkommen zu Transit- und Verkehrsfragen schaffen, aber danach vor allem der Grundlagenvertrag, eine gemeinsame Basis, auf die sich beide Seiten bis zum Sturz der SED-Diktatur berufen sollten. Zu einem der bedeutendsten Felder der operativen Deutschlandpolitik wurden die innerdeutschen Wirtschaftsbeziehungen – also der politisch begründete Tausch von Transferzahlungen gegen humanitäre Zugeständnisse der DDR. So betrug etwa 1985 der Umsatz im innerdeutschen Handel 16.7 Milliarden D-Mark, das Vierfache der Summe von 1970.

	 

	 

	

		Das Ministerium für innerdeutsche Beziehungen: Politik jenseits von antikommunistischen Bekenntnissen



	 

	Zuständig für den Abschluss unterschiedlichster Verträge und Abkommen, Vereinbarungen und sonstiger Regelungen zu gesamtdeutschen Fragen waren die jeweils betroffenen Ministerien. An den Verhandlungen waren stets Vertreter des Bundesministeriums für gesamtdeutsche Fragen beteiligt, das bis 1969 von Herbert Wehner geleitet wurde. Sein Nachfolger war Egon Franke. Dieser übernahm aber nun nicht mehr ein Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen, da es mit Beginn seiner Amtszeit in „Ministerium für innerdeutsche Beziehungen“ umbenannt wurde.

	 

	Der neue programmatische Titel repräsentierte nach Ansicht des damaligen Staatssekretärs Günter Wetzel (SPD) „zugleich die von diesem Ressort wahrgenommenen und weiterhin wahrzunehmenden Aufgaben: Der Name ist ein Programm, der das Bemühen in den Vordergrund stellt, ausbaufähige Regelungen zwischen der Bundesrepublik und der DDR zu erreichen. In der Gesamtentwicklung der deutschen Frage ist diese Schwerpunktverlagerung eine logische Konsequenz. [...] Das Postulat, mit den Verantwortlichen in der DDR zu Verhandlungen und zu Regelungen zu kommen, konnte nicht deutlicher zum Ausdruck gebracht werden als durch die Umbenennung eines Ressorts der Bundesregierung. [...] Die Umbenennung signalisiert daher keineswegs die Aufgabe eines großen geschichtlichen und politischen Ziels der Wiederherstellung der Einheit Deutschlands; aber sie signalisiert die Aufgabe der früher lang geübten Methode, dieses Ziel durch deklamatorische ‚Bekenntnisse‘ erreichen zu wollen, anstatt es durch praktisches Handeln anzugehen. Diese Politik ist die konsequente Fortsetzung dessen, was nach Bildung der Großen Koalition in die Deutschlandpolitik eingebracht worden ist und was durch den neuen Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen konsequent fortgesetzt werden wird.“

	 

	Der Grundlagenvertrag war das definitive Ende der Hallstein-Doktrin. Die DDR verlangte nach völkerrechtlicher Anerkennung und erhielt Gleichberechtigung: „Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik gehen von dem Grundsatz aus, daß die Hoheitsgewalt jedes der beiden Staaten sich auf sein Staatsgebiet beschränkt.“. Keiner könne „den anderen international vertreten oder in seinem Namen handeln“.

	 

	Artikel 7 des Grundlagenvertrags regelte „praktische und humanitäre Fragen“. Die SED musste kompromissbereit sein. Denn darin wurden konkrete Verbesserungen vereinbart, in den Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft, Verkehr, Rechtsverkehr, Post und Telefon, Gesundheitswesen, Kultur, Sport, Umweltschutz und mehr. Es dauerte jedoch vierzehn Jahre, bis in mühevoller Kleinarbeit technische und administrative Fragen und Probleme tatsächlich gelöst wurden. Manche Konflikte wurden nie beseitigt, sondern nur gemildert. Dies gilt etwa für alle Fragen, die mit den unterschiedlichen Nationsvorstellungen oder der Trennung der Menschen zu tun hatten.

	 

	Dank der Verträge 1971/1972 wurde es einfacher, von West nach Ost zu reisen. Bewohner grenznaher Ortschaften erhielten wieder Zugang zu den Nachbarschaften auf der Ostseite. Andersrum galt dies nicht. Die real existierenden Reiseerleichterungen waren eine Einbahnstraße, die Ostdeutschen profitierten kaum.

	 

	Allein im Jahr 1973 wurden sechs Millionen Reisen registriert. Dem versuchte die DDR Einhalt zu gebieten, in dem der Pflichtaustausch – im Westen als Zwangsumtausch bezeichnet – pro   Tag und Person verdoppelt wurde. Aber bald musste die SED sich an den Ausmaßen des Reiseverkehrs gewöhnen und die Devisen aus dem Westen wurden zu einem festen Bestandteil des DDR- Staatshaushalts. So waren Bundesbürger auf Besuch in der DDR in den 1980er-Jahren nichts Besonderes mehr. Zu den Fernsehbildern gesellten sich also reale Erfahrungen und Bilder von Autos, Mode und anderen Dingen, nach denen sich viele Ostdeutsche sehnten. Sie wiederum durften nur in dringenden Familienangelegenheiten in die Bundesrepublik reisen, ein Rechtsanspruch darauf bestand nicht. So erlaubten die Behörden nur rund 40.000 Menschen jährlich eine Reise in die Bundesrepublik.

	 

	Die damit für die ostdeutsche Bevölkerung verbundene Enttäuschung war SED-Kalkül: Trotz Grundlagenvertrag sollte gelten, dass es zwischen Sozialismus und Imperialismus keine ideologische Koexistenz geben könne und daher stets „höchste Klassenwachsamkeit“ geboten sei. Dennoch wurden Westreisen zu einem zentralen Problem der DDR – mit dem Höhepunkt der Fluchtbewegung im Spätsommer 1989, eines der Ereignisse, die zum Exodus der DDR führten.

	 

	Der Reisewunsch war für viele gar ein Ausreisewunsch. Tausende versuchten, Fluchtwege zu finden, manche mit gefälschten Pässen – mehrere Jahre Haft konnten die Folge sein. Manche versuchten gar, Mauer und innerdeutsche Grenze direkt zu überwinden, Hunderte bezahlten dies mit ihrem Leben. Von Grenzsoldaten erschossen, von Selbstschussanlagen zerfetzt oder in der Ostsee ertrunken – das SED-Grenzregime blieb bestehen. Doch die DDR-Finanznot war groß. Überraschend war es, als die antikommunistische Symbolfigur Franz Josef Strauß, bayerischer Ministerpräsident, 1983 in Absprache mit Bundeskanzler Kohl einen Milliardenkredit organisierte, der die drohende Zahlungsunfähigkeit abwendete. Es folgte ein Jahr später ein zweiter Kredit. Mit seinem Engagement erreichte Strauß die Demontage der Selbstschussanlagen an der Mauer. Dies hieß jedoch nicht, dass nicht mehr geschossen wurde.

	 

	Die Euphorie über den Grundlagenvertrag hielt nicht lange. Als der DDR-Spion und Referent im Bundeskanzleramt Günter Guillaume 1974 enttarnt wurde, musste der politisch schon unter Druck stehende Bundeskanzler Willy Brandt zurücktreten. Der „Spionageerfolg“ der Stasi ist das einzige bislang bekannte Beispiel, dass es der „Hauptverwaltung Aufhlärung“ (HVA) gelang, die Geschichte der Bundesrepublik wirkungsvoll zu beeinflussen. Alle anderen Versuche der HVA hatten bloß Skandälchen und Affären zur Folge.

	 

	Jedoch empfanden Spionagechef Markus Wolf und seine Mitstreiter die Angelegenheit als schwere Niederlage, da sie nun selbst dafür gesorgt hatten, dass der Protagonist der neuen Ostpolitik sein Amt an Helmut Schmidt abgeben musste. Die innerdeutschen Beziehungen verdüsterten sich. Zwar waren Fortschritte zu verzeichnen, aber es wurde deutlich, dass es der DDR allein um die internationale Anerkennung ging. Nach innen verschärfte sie die politische Verfolgung. Die neue Deutschlandpolitik erweiterte die Handlungsräume beider deutscher Staaten, der Erfolg war begrenzt. Allerdings konnte sich Honecker über eine wachsende weltweite Wertschätzung seines Staates freuen.

	 

	Unvereinbar blieb die Frage nach der Nation: Während Honecker betonte, es gebe zwei deutsche Nationen, eine bürgerliche und eine sozialistische, und die Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten wie zwischen anderen Staaten auf der Welt einzuordnen seien, beharrte Brandt auf der Formel „Zwei Staaten, eine Nation“. So setzte er durch, dass die üblicherweise als „Botschaften“ bezeichneten Staatsvertretungen in der DDR als „ständige Vertretungen“ bezeichnet wurden.

	 

	Am 2. Mai 1974 nahmen sie in Ost-Berlin und in Bonn ihre Arbeit auf. Ein Jahr später wurden erste Folgeverträge unterzeichnet, etwa das Gesundheitsabkommen. Seit 1973 sprachen bei den großen Messen in Hannover und Leipzig die Staatssekretäre und Minister miteinander.

	 

	Honecker forderte bis zum Ende der DDR ohne Erfolg eine Umbenennung der ständigen Vertretungen.

	 

	 

	

		Fragen der politischen Moral – Schattenseiten der Entspannungspolitik



	 

	Auch zur Auflösung der Zentralen Erfassungsstelle der Landesjustizverwaltungen (ZESt) in Salzgitter, die Honecker 1980 in Gera öffentlichkeitswirksam forderte, kam es nicht. Dort recherchierten bundesdeutsche Staatsanwälte Gewaltverbrechen von DDR-Staatsorganen. Für die Opfer der SED ein Ort der Hoffnung. Für ihre Gegner – vor allem, aber nicht nur in der DDR – war die Erfassungsstelle hingegen ein Relikt des Kalten Kriegs. Auch innerhalb der SPD forderten manche, die Zentralstelle aufzulösen.

	 

	Am 15. November 1961 wurde die Zentrale Erfassungsstelle auf Vorschlag von Willy Brandt durch die Justizministerkonferenz eingerichtet. Sie sollte folgende Gewaltakte der DDR erfassen:

	
		Tötungshandlungen jeder Art einschließlich der Versuchshandlungen, die im Zusammenhang mit der Beschränkung der Freizügigkeit oder unter Missachtung der Menschenwürde zur Durchsetzung der Ziele des Regimes angeordnet oder geduldet werden;

		Unrechtsurteile, die aus politischen Gründen zu exzessiven, mit den Grundsätzen schuldangemessenen Strafens nicht zu vereinbarenden Strafen gelangen;

		Misshandlungen im Strafvollzug, wenn sie als Ausdruck des politischen Gewaltsystems der DDR erkennbar sind, sowie

		Handlungen, die den Verdacht einer Straftat nach Paragraph 234a StGB (Verschleppung) und Paragraph 241a StGB (politische Verdächtigung) begründen.



	http://www.kas.de/upload/dokumente/2010/01/orte_der_demokratie/Grasemann. pdf, Zugriff 16.03.2012

	 

	Hinweise auf das staatliche organisierte SED-Unrecht waren nicht immer im Sinne des entspannungspolitischen Status Quo. Eine gesamtdeutsche Öffentlichkeit, die sich mit der Menschenrechtsfrage, der politischen Repression und des Ministeriums für Staatssicherheit auseinandersetzte, belastete die Bemühungen um einen normalisierteren Umgang mit der DDR. Schweigen wurde von manchen als „Preis“ für Entspannungspolitik gesehen. Wer in der Bundesrepublik über politische Verfolgung in der DDR durch das Ministerium für Staatssicherheit und andere „bewaffnete Organe“ aufhlärte, galt häufig als „Kalter Krieger“.

	 

	Ein weiteres politisch-moralisches Problem ergab sich durch den 26 Jahre im doppelten Deutschland florierenden Häftlingsfreikauf, ein Beispiel für die inoffiziellen innerdeutschen Beziehungen vor 1989. Insgesamt „kaufte“ die Bundesrepublik mit absoluter Geheimhaltung 33.755 politische Häftlinge frei, zumeist direkt aus dem Gefängnis. Die Häftlinge wurden offiziell aus der DDR ausgebürgert. Im Gegenzug erhielt die DDR rund 3,5 Milliarden D-Mark.

	 

	Erstmals hatte ein solcher Freikauf im September 1963 stattgefunden, das diakonische Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland koordinierte die Bezahlung. Nötig waren informelle Kontakte und Kanäle wie die zwischen den beiden Anwälten Jürgen Stange für die Bundesrepublik und Wolfgang Vogel für die DDR. Dort war die DDR-Außenhandelsorganisation Kommerzielle Koordinierung (KoKo) die Empfangsadresse.

	 

	Der Häftlingsfreikauf wird bis heute kontrovers diskutiert, weil es einerseits um humanitäre Hilfe, andererseits um Menschenhandel ging. Im Rahmen dieser Transaktionen existierten Preise pro Kopf, je nach „Häftlingskategorie“. Hinzu kommt, dass auf diese Weise für die SED ein Anreiz geschaffen wurde, viele Gefangene mit langen Haftstrafen zu „produzieren“. „Schwere Republikflucht“ etwa wurde ab Ende der 1970er-Jahre mit acht Jahren Haft bestraft (vorher fünf).

	 

	Die westdeutschen Medien wurden angehalten, nicht über die Geheimaktionen zu berichten. In den DDR-Medien war das Thema verboten. Zu brisant war für beide Seiten das Geschäft. Erst Ende der 1970er-Jahre beendete die bundesrepublikanische Medienlandschaft ihr Schweigen, was für die DDR problematisch war: Wie passte das Freikaufgeschäft zur ihrer gerade vollzogenen UNO-Mitgliedschaft – oder zur Unterzeichnung der KSZE-Schlussakte von Helsinki, mit der sich die DDR dazu verpflichtete, die Menschenrechte zu wahren? Die DDR stand unter internationaler Beobachtung und behauptete schlicht, politische Gefangene in der DDR seien unbekannt. Das Geschäft ging weiter und erlebte in den 1980er-Jahren seinen Höhepunkt.

	 

	Allgemein wussten die Ostdeutschen über das Leben in der Bundesrepublik weit besser Bescheid, als es andersrum der Fall war. Je länger die Teilung bestand, umso geringer das Interesse am anderen Deutschland. Die DDR war weder politisch noch kulturell attraktiv. Viele Bundesdeutsche machten mit einer zeitlichen Verzögerung aus der politischen Westintegration eine private: Italien, Frankreich und später Spanien standen weit höher im Kurs als die DDR. Gleichzeitig beachtete die SED die Berichterstattung der westdeutschen Medien über die Verhältnisse in der DDR genau. So musste sie seit Beginn des Jahres 1973 als Folge der Vereinbarungen des Grundlagenvertrags westdeutsche Korrespondenten akkreditieren. Funk und Fernsehen aus dem Westen brachten die DDR in die DDR zurück. Die SED hatte das Informationsmonopol über ihren Staat verloren. Später wollten die Medien im geteilten Deutschland sogar zu einem Katalysator der Revolution in der DDR werden.

	 

	Auch vorher war die mediale Anziehungskraft mehr als nur ein Ärgernis für die SED: Mithilfe des Fernsehers wanderte die Hälfte der DDR-Bürger jeden Abend elektronisch in die Bundesrepublik aus. Manch einer schlug ein Job-Angebot in Dresden aus, weil es zum „Tal der Ahnungslosen“ gehörte, wo ARD und ZDF nicht empfangen werden konnten. Das abendliche Bild der anderen Welt ermöglichte es den Ostdeutschen, wenigstens auf diese Weise am anderen Deutschland teilzunehmen. Zum Teil waren die Bonner Minister bekannter als Mitglieder des SED- Politbüros.

	 

	Für die DDR war die Frage nach der völkerrechtlichen Anerkennung zu diesem Zeitpunkt in weite Ferne gerückt: Sowohl „Zwang“ (Einheitsgebot des Grundgesetzes) als auch „Überzeugung“ (Fortbestand der deutschen Nation trotz der Teilung) verhinderten in Bonn, dass die DDR ihre wichtigste Forderung, die völkerrechtliche Anerkennung, durchsetzen konnte.

	 

	 

	

		Das doppelte Deutschland – eine falsche Prognose



	 

	Die CDU setzte ihren Widerstand gegen die sozialliberale Ostpolitik fort. Sie war die Einzige europäische Partei, bis auf die kommunistische Partei Albaniens, die die Schlussakte von Helsinki ablehnte. Dies begründete sie damit, dass die DDR sich nicht an die Menschenrechtsvereinbarungen halten würde. Als es im Herbst 1982 in Bonn jedoch zu einem erneuten Regierungswechsel kam, entschied sich die CDU dafür, an den Grundzügen der Deutschlandpolitik der sozialliberalen Koalition festzuhalten. Obwohl sie diese vorher bis vor dem Bundesverfassungsgericht angefochten hatte, baute sie die innerdeutschen Beziehungen kontinuierlich aus. So musste die Bundesregierung mit dem neuen Kanzler Helmut Kohl gemeinsam mit der SED versuchen, den Schaden zu begrenzen, der durch die Nachrüstung und erneute Konfrontation der Militärblöcke drohte. Vertrauensbildend sollte im Juli 1983 der auf Initiative von Franz Josef Strauß eingefädelte Milliardenkredit wirken.

	 

	Jedoch war in der politischen Rhetorik ein Wandel feststellbar. Es wurde deutlicher auf der „offenen deutschen Frage“ beharrt.

	 

	Mit dem Amtsantritt Michal Gorbatschows im März 1985 verbesserte sich die internationale Großwetterlage. Mit den von ihm geprägten Begriffen von „Glasnost“ und „Perestrojka“ wuchsen die Hoffnungen auf eine Reformfähigkeit des Sozialismus auch in der DDR – die Zweistaatlichkeit wurde von allen Akteuren weiter vorausgesetzt. War für die Deutschen unmittelbar nach 1945 die „deutsche Frage“ keine Frage, sondern eine „Selbstverständlichkeit“ (Peter Bender), gab es spätestens seit dem Mauerbau kaum jemanden, der eine operative Wiedervereinigungspolitik für möglich hielt. Bereits die realpolitischen Entscheidungen der Adenauer-Regierung standen einer staatlichen Einheit im Wege. Zunehmend wurde von der Mehrheit der Bevölkerung und der Politik Freiheit und Wohlstand gegenüber zweifelhaften Einheitsexperimenten der Vorzug gegeben.

	 

	Zumal in den 1970er- und 1980er-Jahren galt dies für fast alle politischen Lager und sozialwissenschaftlichen Gruppen, wie drei Beispiele verdeutlichen.

	
		Einer der prominentesten deutschlandpolitischen Berater sowohl der Großen wie auch der sozialliberalen Koalition, der DDR-Forscher Peter Christian Ludz, fasste die allgemein akzeptierte Annahme 1974 in einem mit viel öffentlicher Resonanz vorgetragenen Essay mit dem Titel „Deutschlands doppelte Zukunft“ so zusammen: „Die realpolitische Beobachtung muss zu dem Schluss kommen, dass die beiden deutschen Staaten in der näheren Zukunft im wesentlichen getrennte Wege gehen werden. Es wird eine doppelte Zukunft Deutschlands geben.“ Leise Zweifel an seiner Aussage hegte Ludz aber wohl doch, wenn er hinzufügte: „Trotzdem sollte sich die politische Imagination – so erdrückend die Beweise auch sein mögen – nicht in einer bestimmten Richtung festlegen lassen.“

		„Deutschlands doppelte Zukunft“ war auch Konsens im anderen politischen Lager. So formulierte der bayrische Ministerpräsident Franz Josef Strauß 1988 im Geleitwort eines Bandes, der die DDR „von innen“ betrachtete, mit Verständnis für den politischen Gegner: „Aber auch die schwierige psychologische Situation der DDR-Regierung, das dauernde, manchmal fast hysterische Sicherheitsdenken der SED und die nur gelegentlich laute, meistens aber gleichgültige Ablehnung des Herrschaftsapparates durch die unpolitische Mehrheit lassen eine rasche Veränderung nicht erwarten. Werner Brüssau [einer der Autoren - J.H.] beschreibt in dem vorliegenden Buch mit großer Sachkenntnis und genauem Detailwissen die innere Lage der DDR, die für eine realistische Politik nur eine Linie zulässt: das Mögliche tun und das Unmögliche lassen, die Grenze zwischen beiden anerkennen und großzügig auslegen.“

		Für die weit verbreitete Stabilitätserwartung ist schließlich auch ein 1987 in der Bundesrepublik erschienener Sammelband aufschlussreich, der vor allem die desolate wirtschaftliche Lage in der DDR kenntnisreich aufdeckte. Trotz aller identifizierter Krisenmomente, die der DDR zugeschrieben wurden, gaben die drei Autoren Hermann von Berg, Franz Loeser und Wolfgang Seiffert – drei ehemalige Professoren der Humboldt-Universität, die in den 70er- und 80er-Jahren aus der DDR geflüchtet waren – ihrem Buch den Titel „Die DDR auf dem Weg in das Jahr 2000“. Darin plädierten sie u.a. „für eine demokratische Erneuerung“. Einen sofortigen Untergang der DDR sahen auch sie nicht – eher einen „Dritten Weg“ zwischen Kapitalismus und Sozialismus.



	Eine Wiedervereinigung war also nicht in Sicht, weil die DDR als stabiler eingeschätzt wurde, als sie tatsächlich war.

	 

	Gleichzeitig begann Mitte der 1970er-Jahre die Raketenkrise. Die Sowjetunion stationierte eine neue Generation von Mittelstreckenraketen, die SS-20, deren Reichweite bei 4.000 Kilometern lag und damit Westeuropa bedrohte. So zählte Bundeskanzler Helmut Schmidt zu denjenigen Politikern in der Nato, die mithilfe des Doppelbeschlusses eine Gegenmaßnahme für sinnvoll erachteten: Es sollte der Versuch unternommen werden, den sowjetischen Beschluss zurückzunehmen. Wenn er scheiterte, sollte die Nato ihrerseits amerikanische Pershing-Raketen und Marschflugkörper auf bundesrepublikanischem Gebiet stationieren. Da die SPD ihrem Kanzler in der Sicherheitspolitik die Zustimmung verweigerte, zerbrach die sozial-liberale Koalition. Die spätere Regierung von CDU/CSU und FDP setzte hingegen seine Sicherheitspolitik fort. Moskau verlangte in dieser Zeit von der SED bedingungslose Bündnistreue und eine konfrontative Politik gegen die Nato-Nachrüstung in der Bundesrepublik. Doch die drohende Zahlungsunfähigkeit konnte nur durch den Milliardenkredit der Bundesrepublik abgewendet werden. Die SPD entwickelte hingegen eine eigene Deutschlandpolitik. Seit 1982 existierten Parteibeziehungen zur SED, die im gemeinsamen Papier „Der Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit“ der Grundwertekommission der SPD und der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED gipfelten. Grundlage war die oben referierte falsche Stabilitätsprognose und die gleichzeitige Sorge um die sicherheitspolitische Situation, die für manche eine atompolitische Auseinandersetzung für wahrscheinlich machte.

	 

	Das Papier wurde 1986 verfasst, im August 1987 in der SPD- Zeitung „Vorwärts“ und in der SED-Zeitung „Neues Deutschland“ veröffentlicht. Mit dem Machtwechsel in Bonn war der „Dialog durch die Mauer“ mit Ost-Berlin von Seiten der SPD fortgeführt worden. Für die SPD waren Erhard Eppler und Thomas Meyer, für die SED Otto Reinhold und Rolf Reißig als Autoren beteiligt.

	 

	Betont wurde darin der gemeinsame Wille zur friedlichen Koexistenz zweier deutscher Staaten.

	 

	Eppler argumentierte später, dass die Bedeutung des Papiers darin liege, dass sich eine Partei mit Wahrheitsmonopol überhaupt auf einen kritischen Dialog eingelassen habe, auf das sich auch die vielen Unzufriedenen in der DDR berufen hätten. Tatsächlich lasen sich die Paragrafen zum Thema Streitkultur überraschend, denn darauf konnte sich fortan – so schien es – öffentliche Kritik an der DDR berufen.

	 

	Der Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit

	
		Beide Seiten müssen sich auf einen langen Zeitraum einrichten, während dessen sie nebeneinander bestehen und miteinander auskommen müssen. Keine Seite darf der anderen die Existenzberechtigung absprechen. Unsere Hoffnung kann sich nicht darauf richten, daß ein System das andere abschafft. Sie richtet sich darauf, daß beide Systeme reformfähig sind und der Wettbewerb der Systeme den Willen zur Reform auf beiden Seiten stärkt. Koexistenz und gemeinsame Sicherheit gelten also ohne zeitliche Begrenzung.

		Beide Systeme müssen sich gegenseitig für friedensfähig halten. Das im Osten vertretene Konzept der Friedlichen Koexistenz zwischen Staaten mit unterschiedlicher Gesellschaftsordnung und das im Westen, vor allem von Sozialdemokraten entworfene Konzept einer Gemeinsamen Sicherheit setzen, soweit sie ernst gemeint und konsequent sind, beide die prinzipielle Friedensfähigkeit der anderen Seite voraus. Beide Konzepte waren theoretisch sinnlos und auf die Dauer auch nicht praktikabel, wenn sie die Annahme der prinzipiellen Unfriedlichkeit der anderen Seite aufgrund von deren Ideologien oder Interessenstrukturen einschlössen. Beide Seiten müssen daher für eine erfolgreiche Friedenspolitik beim jeweils anderen ein authentisches Interesse an der Erhaltung des Friedens in der atomar gerüsteten Welt voraussetzen – der Erfahrung friedensgefährdender Konflikte zum Trotz. [...]



	
		Auch wenn für einen Prozeß gemeinsamer Friedenssicherung Verträge, Abmachungen und Institutionen nötig sind, reichen sie allein nicht aus. SED und SPD sprechen sich für die Entwicklung einer Kultur des Streits und des kontroversen Dialogs aus. Diese Kultur des politischen Streits muß



	
	- auf einer realistischen Analyse der Möglichkeiten beider Seiten beruhen,

	- die gesellschaftspolitischen Gegensätze klar zum Ausdruck bringen,

	- sie nicht auf die Beziehungen zwischen Staaten übertragen,

	- Gewalt oder Krieg als Mittel der Konfliktlösung ausschließen und starre Konfrontationen überwinden, und damit einem Frieden dienen, der auch international auf gewaltfreie Konfliktregelung setzt.



	Für eine solche Kultur sind für beide Seiten akzeptable Normen des Umgangs miteinander zu entwickeln, die handhabbar sind und beiden gleichermaßen erlauben, ihre grundlegenden Werte zur Geltung zu bringen. Diese politische Kultur entsteht, wenn aus Absichtserklärungen Handlungsweisen werden und allmählich eine neue Praxis des täglichen Umgangs miteinander wächst.

	
		Es muß zum Normalfall werden, daß wir miteinander handeln, verhandeln und zusammenarbeiten, während wir gleichzeitig da offene und klare Kritik äußern können, wo nach unserem Verständnis die Friedensbereitschaft, der Wille zur Verständigung, die Menschenrechte und die Demokratie im anderen Bereich verletzt werden. Kooperation, Wettbewerb und Konflikt müssen gleich akzeptierte Formen des Umgangs miteinander werden.



	http://library.fes.de/library/netzquelle/ddr/politik/pdf/verfemte_4.pdf, Zugriff 17.9.2012

	 

	„Der Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit“ wird bis heute dafür kritisiert, als Ansprechpartner allein auf die SED zu setzen. Oppositionelle wurden nicht konsultiert und befragt. Das Papier wurde als taktisches Manöver der SED interpretiert, die damit Glasnost und Perestrojka vortäuschen wolle. Allerdings war es auch innerhalb der SED kontrovers eingeschätzt worden. Manche sahen die Möglichkeit, die Partei zu reformieren, äußerten dies aber hinter vorgehaltener Hand. Viel spricht dafür, dass das SED-Politbüro die Brisanz des Papiers erst nach der Veröffentlichung und dem lebhaften Interesse der Bevölkerung realisierte. Aus SED-Sicht enthielt „Der Streit der Ideologen und die gemeinsame Sicherheit“ manche Zumutungen. Der Chefideologe der SED, Kurt Hager, relativierte einige Wochen später dessen Inhalt mit dem Satz: „Unser Feindbild ist klar!“. So zeigte sich, dass das Bekenntnis zum friedlichen Austragen von Meinungsverschiedenheiten nicht ernst gemeint war und nicht mit neuer Liberalität und Pluralismus verwechselt werden durfte.

	 

	So etwa, als kurz nach Erich Honeckers Empfang in Bonn am 7. September 1987 in Ost-Berlin vom MfS die Umweltbibliothek gestürmt wurde. Es kam zu einer Verhaftungswelle von Menschen, die öffentlich Kritik geäußert hatten. Hatte das Politbüro Honeckers Besuch intern als großen Erfolg verbucht, wurde gleichzeitig im Innern des Landes die politische Verfolgung ausgeweitet.

	 

	Öffentliche Erklärung vom 25. November 1987, in: Dokumenta Zion. Dokumentationsgruppe der Umweltbibliothek in der Zionsgemeinde, Dezember 1987, Ormigabzug, Samisdat.

	 

	Schlag gegen die Umweltbibliothek in Berlin

	 

	In der Nacht vom 24. zum 25. November wurde zwischen 0.00 Uhr und 2.30 Uhr die Umweltbibliothek des Friedensund Umweltkreises der Zionskirchgemeinde von etwa 20 Mitarbeitern des Generalstaatsanwalts der DDR und des Ministeriums für Staatssicherheit durchsucht. Unter Berufung auf eine anonyme Anzeige gegen die Umweltbibliothek, deren Inhalt nicht bekannt wurde, und unter Auslassung der konkreten Rechtsgrundlagen drangen Einsatzkräfte in die Dienstwohnung des geschäftsführenden Pfarrers, Herrn Simon, ein. Es wurden sieben Personen festgenommen, Vervielfältigungsgeräte, Matrizen und Schriftmaterial beschlagnahmt. [...] Die Räume der Umweltbibliothek gehören zur Dienstwohnung des geschäftsführenden Pfarrers. Das Beschlagnahmeprotokoll wurde vom beauftragten Staatsanwalt nicht unterschrieben. Diese Vorgänge stellen einen eklatanten Rechtsbruch dar.

	Wir sehen in dieser Aktion gegen die Umweltbibliothek einen Angriff auf alle Gruppen der Unabhängigen Friedensbewegung, auf die Ökologie- und Menschenrechtsgruppen.

	 

	In der Zionskirche begann am 3. September dieses Jahres die 1. unabhängige Demonstration der Basisgruppen. [...] Diese anscheinend hoffnungsvolle Entwicklung, die der DDR auch international gut zu Gesicht stand, wurde durch die jüngsten Vorgänge in Frage gestellt. Während sich gestern in Genf die Außenminister der UdSSR und der USA auf ein wichtiges Abrüstungsabkommen einigten, bereiteten in der DDR die Vertreter des harten Kurses nach altem Muster einen Angriff auf die Friedensbewegung vor. Dies war der vorläufige Höhepunkt eines zunehmenden Drucks auf politisch Engagierte nach dem Honecker-Besuch in der BRD. Wir fordern:

	
	- Die unverzügliche Freilassung der Festgenommenen;

	- Die Offenlegung der Verdachtsgründe;

	- Die sofortige vollständige Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit der Umweltbibliothek;

	- Die Einstellung jeglicher Repressionen gegen politisch Engagierte. [...]



	Die Umweltbibliothek, Kirche von unten, Initiative Frieden und Menschenrechte, Friedenskreis Friedrichsfelde, Frauen für den Frieden, Gegenstimmen, Glieder der Zionsgemeinde, Solidarische Kirche.

	 

	Aus heutiger Sicht zeigt die Verfolgung der Opposition in der DDR, dass die scheinbare Anerkennung, die der SED-Chef Ende der 1980er-Jahre bei seinem Besuch in Bonn erfahren hatte, verdeckte, dass die deutsche Zweistaatlichkeit keineswegs so stabil war wie überall vermutet:

	 

	Einerseits war Honecker mit fast allen militärischen Ehren in Bonn empfangen worden (nur die Reiterstaffel fehlte). Die Fernsehbilder vermittelten den Eindruck einer Anerkennung auf Augenhöhe. Sie gaben ihm die Möglichkeit, vor einer weltweiten Öffentlichkeit die Existenz zweier unabhängiger deutscher Staaten zu beschwören. Hinzu kam, dass die Kohl-Regierung einen sehr pragmatischen Umgang mit dem SED-Regime pflegte. Dies änderte sich auch nicht nach der zweiten gewonnenen Bundestagswahl im Januar 1987.

	 

	Andererseits hatte Honecker existenzielle Sorgen: Er wollte die DDR vor der Gorbatschowschen Reformpolitik abschirmen. Womöglich ahnte er, dass Glasnost und Perestrojka in der DDR die Durchsetzung der freien Rede bedeuten würden, die später im Verlauf des Jahres 1989 das Ende der DDR einläuten sollte. Gleichzeitig war Honecker weiterhin abhängig von der sowjetischen Deutschlandpolitik, die die seit 1981 noch von Bundeskanzler Helmut Schmidt in Güstrow (Helmut Schmidt besuchte im Dezember 1983 Güstrow zusammen mit Erich Honecker anlässlich eines Staatsbesuchs) formulierte Einladung nach Bonn stets blockiert hatte. Noch im Jahr 1986 hatte Gorbatschow sein Veto eingelegt. Bereits vorher forderte der Generalsekretär der KPdSU, Konstantin Tschernenko, nicht Kooperation, sondern Abgrenzung von der Bundesrepublik.

	 

	 

	

		Den anderen wirklich sehen? Innerdeutsche Städtepartnerschaften



	 

	Auch bei der ausführlich geplanten – aber lange Zeit nicht umgesetzten – Initiative für deutsch-deutsche Städtepartnerschaften galt, dass diese immer auf der Grundlage des Status quo stattfanden. Das hieß in der Regel: zugunsten der SED und zu Lasten der Opposition.

	 

	Bis in die 1980er-Jahre aber wurde das bundesrepublikanische Interesse an Städtepartnerschaften als Instrument zur Unterwanderung der DDR interpretiert. Verweigerungshaltung der SED war die Folge. Als 1986 die erste deutsch-deutsche Städtepartnerschaft zwischen Eisenhüttenstadt und Saarlouis geschlossen wurde, hieß es von Seiten der SED, dass das Verhalten der Bundesrepublik gegenüber der DDR, beispielsweise in dem Streit um die Frage der Anerkennung der DDR-Staatsbürgerschaft, Städtepartnerschaften auf breiter Ebene verhindern würde. Ein Vertrag wie der zwischen Saarlouis und Eisenhüttenstadt solle deshalb auch künftig die Ausnahme sein. Aber wenigstens wurde so der gute Wille der DDR für die Verbesserung der nachbarschaftlichen Beziehungen gezeigt. Innerdeutschen Kontakte und Begegnungen sollten der SED und ihrer Westarbeit zahlreiche neue Möglichkeiten eröffnen.

	 

	Auch das Ministerium für Staatssicherheit sah die Chance, seine inoffizielle Basis in der Bundesrepublik zu verbreitern. Überraschenderweise kann man aber davon sprechen, dass das Feld der deutsch-deutschen Städtebeziehungen ein seltenes Beispiel für Zurückhaltung des MfS darstellt. Erich Mielke sprach ein Verbot in Bezug auf die Stasi-Westarbeit aus: „Im Rahmen der Städtepartnerschaften sind grundsätzlich keine Maßnahmen zur Gewinnung von IM unter Personen aus dem Operationsgebiet durchzuführen.“ Das politische Anliegen sollte nicht in Gefahr gebracht werden. Ausnahmsweise galt es, politische Rücksichtnahme zu üben.

	 

	Bei den innerdeutschen Städtepartnerschaften handelte es sich aus SED-Sicht um eine „Chefsache“. Erich Honecker entschied persönlich über jede Städtepartnerschaft. Anfänglich führte das sogar zu einer Bevorzugung seiner alten Heimat, des Saarlandes. So kam es erst in den letzten Jahren der Teilung Deutschlands zu innerdeutschen Städtepartnerschaften. Fortan sah sich die ostdeutsche Geheimpolizei vor einige Herausforderungen gestellt. Eine Anweisung Mielkes warnte davor, der Westen werde die Städtepartnerschaften zu „Wühl- und Zersetzungstätigkeit gegen die DDR“ missbrauchen. Mielke befürchtete, die zwischenmenschlichen Kontakte würden überhand nehmen und unkontrollierbar werden. Womöglich würde die Situation von den westlichen Geheimdiensten ausgenutzt oder Sympathisanten der DDR-Opposition in der Bundesrepublik würden dazu ermuntert, Gedankengut in die DDR zu bringen, was zu Angriffen gegen die DDR-Volkswirtschaft führen oder zu offen provokatorischen Aktionen verleiten würde.

	 

	Die Vereinbarungen über innerdeutsche Partnerschaften umfassten neben einer Präambel mehrere Artikel und Schlussbestimmungen, die darauf hinwiesen, dass die Vereinbarung jederzeit gekündigt werden könnte. Dies wurde als Druckmittel von Seiten der SED eingesetzt: So forderte sie etwa die Stadt Salzgitter, seit Anfang 1988 mit Gotha verschwistert, dazu auf, die Zentrale Beweismittel- und Dokumentationsstelle für Unrecht und politische Verfolgung in der DDR in Salzgitter zu schließen, andernfalls ende die Partnerschaft. Die Partnerschaft Bonn-Potsdam verzögerte sich mehrfach, da der Bonner Oberbürgermeister Hans Daniels kritische Bemerkungen wegen der gerade zu diesem Zeitpunkt erfolgten Verhaftungen von Bürgerrechtlern machte, die bei der SED heftige Empörung auslösten. Ähnliches ist für die Partnerschaft der Städte Erlangen-Jena zu konstatieren.

	 

	Doch wie war die Zusammensetzung der Delegationen geregelt, wer durfte mitfahren, wer nicht? Die Realität konnte nüchtern sein. Die von den offiziellen Städtebeziehungen ausgeschlossenen oppositionellen Gruppen nahmen die Partnerschaften in der Regel als „Funktionärstourismus“ wahr. Als die Städte Schwerin und Wuppertal 1987 ihren Partnerschaftsvertrag unterzeichneten, war der künstlerische Leiter der Schweriner Philharmonie, Wolfgang Friedrich, zugegen. Rückblickend erinnerte er sich: „Es wurde der Vertrag im Schweriner Schloss unterzeichnet und unser Kammerorchester spielte dazu ein festliches Programm. Wir durften den Vertretern der Stadt Wuppertal im gesamten Schlossbereich nicht begegnen, wir mussten einen anderen Treppenaufgang benutzen, damit wir die Leute also praktisch privat nicht zu Gesicht bekamen. Wir haben das Konzert abgeliefert und mussten durch die Hintertür wieder raus. Wir hatten eine Solistin, die durfte ihre Angehörigen nicht mit ins Schloss bringen, weil das zum Sicherheitsgebiet erklärt wurde. Mit diesem einmaligen Kontakt hat sich für uns als Orchester zunächst einmal für Jahre der Kontakt zur Stadt Wuppertal erschöpft.“

	 

	Das SED-Politbüro sorgte dafür, dass Briefe aus dem Westen abgefangen und von langer Hand geplante Reisen in den Westen abgesagt wurden. Generell wurde jeder Versuch von westdeutscher Seite, Kontakte außerhalb der offiziellen Besuche herzustellen, bei den staatlichen Stellen in der DDR als Missbrauch oder als Unterlaufen der Partnerschaftsvereinbarungen angesehen. Insbesondere sollte die Kontaktaufnahme zwischen Ausreiseantragstellern und westdeutschen Besuchern verhindert werden. Das gelang nicht immer. Dies gilt besonders im Revolutionsjahr 1989: Im Sommer kehrten Teilnehmer von Delegationen aus Wismar, Schwerin und Greifswald von ihren Besuchsreisen in die westdeutschen Partnerstädte einfach nicht zurück.

	 

	Was passierte, als eine der beiden Seiten in der Revolution von 1989/90 zusammenbrach? Die Situation zwischen Juli und November 1989 ist widersprüchlich. Zu betonen ist, dass zu diesem Zeitpunkt nicht ausgemacht war, ob die SED nicht doch weiterhin in der Lage wäre, die Situation wieder fest in den Griff zu kriegen und die Macht wiederzuerlangen. Die deutsch-deutschen Städtepartnerschaften gerieten in den Sog der Ereignisse, es kam zu einer Gleichzeitigkeit verschiedener Entwicklungen: Manche Partnerschaft wie die zwischen Reinheim und Fürstenwalde wurde im Spätsommer 1989 neu gegründet oder bestehende wie etwa Bonn - Potsdam wurden ausgebaut. Gleichzeitig wurde im September manch andere lang geplante und erstrebte Partnerschaft ausgesetzt oder ganz abgesagt. Beispiele sind hierfür Heiligenstadt und Husum oder Sömmerda und Böblingen. Oder: Ende August 1989 gewann ein lang geplantes Treffen der Städte Dresden und Hamburg ganz neue Brisanz. Wie sollte mit dem Thema Ausreisebewegung umgegangen werden?

	 

	 

	

		 1989/1990: Revolution und Prognosedebakel



	 

	Bei allen Errungenschaften der Entspannungspolitik führte der Charme des Status Quo dazu, dass Oppositionelle und kleine widerständische Gruppen in den Köpfen der Politiker des Westens häufig keine Rolle spielten. Zwar nur Minderheit, besaßen sie dennoch, wie nicht erst die Ereignisse seit Spätsommer 1989 in der DDR zeigen, große Bedeutung. Während die Opposition unterschätzt wurde, wurde die Stabilität überschätzt. Hinzu kam, dass man im Westen das Risiko der Veränderung im Großen wie im Kleinen scheute.

	 

	So war die desolate wirtschaftliche Situation in der DDR nur einer Minderheit in ihrem wahren Ausmaß bekannt. Das gilt auch für die stets wachsende Zahl an Ausreiseanträgen und die Unzufriedenheit, die in der DDR weit verbreitet war. All dies wurde zu wenig in Westeuropa wahrgenommen. Das Potenzial, die Bedeutung und die Aktionen von den diversen mit Frieden oder Umwelt, Menschenrechten oder Frauenrechten befassten Gruppen wurden von den meisten professionellen Beobachtern verkannt.

	 

	Die Massenmobilisierung durch Neugründungen wie der ostdeutschen SDP, dem Demokratischem Aufbruch, von Demokratie Jetzt, dem Neuen Forum und anderen Organisationen kam einem Wunder gleich: Die Revolution und (Selbst-)Demokratisierung in der DDR 1989/1990 hatte den Zusammenbruch der 40-jährigen SED-Parteiherrschaft zur Folge. Die SED konnte der sich formierenden Opposition und den gewaltlosen Massenprotesten der Menschen nichts entgegensetzen. Bei ihren Protesten gegen die Staatsmacht forderten die DDR-Bürger so erfolgreich wie unvermutet individuelle und kollektive Freiheitsrechte ein, die ihnen das Regime jahrzehntelang vorenthalten hatte.

	 

	Eine Frucht der Entspannungspolitik, die Akkreditierung von Westjournalisten in der DDR, trug hierzu entscheidend bei: Zwar sahen die Westmedien die revolutionären Veränderungen in der DDR weder voraus, noch organisierten sie sie. Die westdeutschen Medien im geteilten Deutschland beobachteten jedoch nicht nur, sondern waren selbst Akteure der Revolution. Presse, Funk und Fernsehen stellten im Verlauf des Jahres 1989, wenigstens teilweise, Transparenz in einer vollkommen unübersichtlichen Lage her. Sie transportierten den Unmut und die Hoffnung der Menschen in die Öffentlichkeit, trugen zur Glaubwürdigkeit der dargestellten Ereignisse bei und gaben den Menschen in Ost und West die Möglichkeit, sich in der verworrenen und dramatisch zuspitzenden Lage zu orientieren.

	 

	Die Medien der Bundesrepublik hatten mitunter eine unmittelbare Mobilisierungsfunktion – etwa am 4. September in Leipzig, als sie wegen der zeitgleich stattfindenden Leipziger Messe ausführlich berichten konnte. Die Fernsehanstalten regten seit August 1989 durch ihre Bilder Menschen zur Flucht an oder bestärkten ihren Entschluss zur Beteiligung an den Demonstrationen. Die Medien waren Beobachter und Mitwirkende zugleich, das Wort von der „Fernsehrevolution“, das nach 1990 die Runde machte, ist aber übertrieben.

	 

	Festzuhalten ist zweierlei: Erstens zeigte sich, dass die entscheidende Voraussetzung für die Beantwortung der deutschen Frage die politische und persönliche Freiheit in Ostdeutschland gewesen ist; erst danach folgte die staatliche Einheit. Die deutsche Frage als Freiheitsfrage wurde lange unterschätzt. Zweitens hatte den Sturz der SED-Diktatur und die Zusammenbrüche anderer kommunistischer Diktaturen weltweit niemand vorhergesehen, weshalb nach 1990 bald das Wort vom „Prognosedebakel“ die Runde machte. In Deutschland waren die Protagonisten der Revolution selbst überrascht. Viele Bürgerrechtler waren 1989 der Ansicht, die DDR würde in jedem Fall älter werden als sie selbst.

	 

	Wohin man auch blickt – die überwältigende Mehrheit der professionellen Experten in der internationalen Kommunismusforschung hatte nie die Revolutionsprognose gewagt. Auch ein solch scharfer Beobachter wie Hermann Weber, der 1988 in „Die DDR 1945–1986“ wesentliche Strukturdefekte der DDR wie ökonomische Probleme, das Fehlen politischer Demokratie, Rechts- und Meinungsfreiheit benannt hatte, konstatierte, dass die Geschichte der DDR zwar gezeigt habe, „dass oppositionelle Strömungen verschiedener Observanz immer wieder auftreten, das Herrschaftssystem insgesamt sich aber als gefestigter erwiesen hat, als bei uns oft angenommen wurde.“ Allein der amerikanische Politologe Zbigniew Brzezinski prophezeite 1989 den „Untergang des kommunistischen Systems“– wovon er allerdings explizit ausgerechnet die DDR und Bulgarien ausnahm, in denen er die stabilsten kommunistischen Diktaturen sah.

	 

	Die Ironie der Geschichte: Vielleicht ist das Prognosedebakel gerade der entscheidende Glücksfall der deutschen Nachkriegsgeschichte. Denn das allgemeine Unvermögen in Ost und West, sich eine abrupte Überwindung der SED-Herrschaft und der deutschen Teilung überhaupt vorstellen zu können, war vielleicht die Voraussetzung für das Gelingen der Revolution schlechthin. Hätte die kleine, von der Staatssicherheit infiltrierte DDR- Opposition 1989 die Überwindung der SED-Diktatur offen oder im Geheimen zum Ziel gehabt und wäre dabei vom Westen auch nur propagandistisch unterstützt worden, so hätten die SED- Führung und wohl auch Moskau nicht gezögert, die Machtmittel einzusetzen, über die die SED bis in den Herbst 1989 uneingeschränkt verfügte.

	 

	 

	
Fazit

	 

	Das jeweils wechselseitige Bild der Bundesrepublik und der DDR hat sich im Laufe der deutschen Teilung mehrfach deutlich verändert. Zunächst wollte man in dem jeweiligen anderen Deutschland einen Staat sehen, mit dem man irgendwie auskommen musste, obwohl man ihn eigentlich abschaffen oder verändern wollte. Aber beide Staaten behaupteten sich auf ihre Weise. Deutschlands doppelte Zukunft schien eine Tatsache zu sein. Die deutsche Teilung schien eine beachtliche Stabilität zu besitzen.

	 

	In einem längeren Prozess näherten sich beide Staaten einander an, indem sie begannen, ihr Verhältnis zu normalisieren. Im Westen wollte man nicht mit einer Überlegenheitsattitüde gegenüber der DDR auftreten. Das gelang nicht immer. Außerdem bemühte man sich darum, die zarte Blüte der Entspannung nicht zu belasten. Die Folge war ein zu zurückhaltendes Urteil über eine Diktatur, die die in seiner Verfassung verbürgten Rechte seinen Bürgerinnen und Bürgern vorenthielt. Gleichzeitig war es die DDR, die am lautesten jede Kritik an Menschenrechtsverletzungen als völkerrechtswidrige Einmischung in ihren eigenen Angelegenheiten von sich wies. Die SED glaubte ihren eigenen stalinistischen Dogmen nicht und ließ nichts unversucht, dem „revolutionären Weltveränderungsprozess“ auf die Sprünge zu helfen. Die SED-Diktatur wollte auf Augenhöhe mit der Bundesrepublik sein – und war es nie.

	 

	Auch das Ereignis der deutschen Teilung lehrt, dass geschichtliche Prozesse nie konfliktfrei ablaufen. Die Komplexität der Geschichte innerdeutscher Beziehungen lädt zur Diskussion über unterschiedliche Standpunkte politischer Moral in Geschichte und Gegenwart ein: Was für Beziehungen sollten Demokratien heutzutage mit Diktaturen, autoritären Staaten, hybriden Systemen und defekten Demokratien eingehen?
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